
Jahresbericht 2003

In eigener Sache:

Dieser Jahresbericht wurde
im neuen Corporate Design der Verbraucher-
zentralen gestaltet.
Wir hoffen, daß Ihnen die Präsentation ge-
fällt und die Lesbarkeit verbessert ist.
Wir zitieren aus dem CD-Handbuch:

„St„St„St„St„Stark. Bark. Bark. Bark. Bark. Beweweweweweeeeegggggend. Glend. Glend. Glend. Glend. Glaubaubaubaubaubwürwürwürwürwürdig.dig.dig.dig.dig.
Die neue Wortmarke Verbraucherzentrale
stellt den Begriff  Verbraucherzentrale
selbstbewusst in den Vordergrund.Sie ver-
einigt ein statisches und ein dynamisches
Element. 50 Jahre Tradition und Arbeit am
Puls der Zeit.“
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VVVVVorororororwwwwworororororttttt
Unsere "Kleine"
wurde 40! Im Januar
feierten wir mit vielen
Gästen das 40jährige
Bestehen der Bera-
tungsstelle
Bremerhaven. Ober-
bürgermeister Jörg
Schulz würdigte in
einer launigen Rede
das Engagement der

Beratungsstelle für ihre
BremerhavenerInnen. Der Tag der
offenen Tür war vormittags gut besucht;
nachmittags konnten wir beobachten,
wie nach und nach das öffentliche
Leben in Bremerhaven durch viel, sehr
viel Schnee zum Erliegen kam.

"Ich als eine muslimische Mitbürgerin
bedanke mich vorerst vielmals um Ihre
liebevolle Zuwendung an die Muslime.
Es erfreut einen jedes Mal zu hören,
dass man auch als Minderheit in der
Bevölkerung nicht in Vergessenheit
gerät…."
"Hiermit möchte ich mich als Moslem
herzlich bei Ihnen für diese sagenhafte
Arbeit bedanken. Wenn Sie wüssten,
wie sehr wir Muslime auf so eine Arbeit
gewartet haben. … Ich werde meine
Mitmuslime von Ihrer wunderbaren
Arbeit berichten. … Gott möge Sie alle
beschützen und Ihnen alle schönste
Gaben geben, bei allem was Sie tun."

Dies sind nur zwei Auszüge aus vielen,
vielen Dankesschreiben anlässlich der
Veröffentlichung des "Einkaufsführers
für Muslime". In nur vier Wochen war
die erste Auflage in Höhe von 5.000
Stück nahezu vergriffen. Hinzu kamen
Tausende, die den Einkaufsführer von
der Website herunter geladen haben. In
Deutschland leben über 3 Mio. Muslime.
Auch wenn es oftmals so scheint:
Verbraucherinformationen und
Verbraucherrechte sind nicht allein die
Rechte der Deutschen, sondern gelten
für alle.

Die Verbraucherzentrale Bremen wollte
mit dem Einkaufsführer für Muslime
auch ein Zeichen setzen: Verbraucher-
zentralen unterstützen alle
VerbraucherInnen und auch gerade
diejenigen, die es schwerer haben.
Ausdrücklich bedanken wir uns aber
auch bei allen Anbietern, durch deren
Auskünfte dieser Einkaufsführer erst
ermöglicht wurde.
Während dieses Vorwort geschrieben
wird, ist die zweite bundesweite Auflage
in Arbeit, die zusammen mit dem
Verbraucherzentrale Bundesverband
herausgegeben werden wird.

Finanzierungsgespräche zum Kauf
eines Hauses bei der Bank hören sich
immer gut an: statt einer Hypothek mit
Zinsen und Tilgung werden nur die
Zinsen gezahlt, um dann, wenn die
gleichzeitig abgeschlossene Lebensver-
sicherung fällig wird, alles in einer
Summe zu tilgen. Und schon bin ich
HauseigentümerIn! Wovor die
Verbraucherzentralen immer gewarnt
haben, ist in diesem Jahr eingetreten:
die Lebensversicherer kürzten die
Überschussbeteiligungen so drastisch,
dass viele Darlehensnehmer auf bis zu
einem Drittel ihrer Schulden sitzen
bleiben. Neben ihrem Beratungsan-
gebot unterstützt die Verbraucher-
zentrale Geschädigte aber auch bei
möglichen Schadensersatzforderungen
gegen die Kreditinstitute. Insbesondere
bei einer selbst genutzten Immobilie ist
die Finanzierung mit einer Lebensversi-
cherung in der Regel nicht empfehlens-
wert, und sie kann nur deshalb an den
Mann oder die Frau gebracht werden,
weil die spezifischen Nachteile und
Risiken dieser Finanzierungs-
konstruktion verschwiegen werden.
Weiter im Abenteuer Hausbau: Bau-
träger sind dafür da, dass sie dem
Bauherren einen Wust von Einzel-
verhandlungen und Verträgen mit
Handwerkern abnehmen - das Eigen-
heim aus einer Hand! Aber auch hier
gilt: versprochen wird viel - gehalten
dagegen weniger. Ein neues Beratungs-
angebot der Verbraucherzentrale
"Juristische Beratung zu Bauverträ-
gen" soll auch hier die Rechte der
zukünftigen EigenheimbesitzerInnen
stärken.
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Der Beratungsalltag zeigt, dass fast alle
Bauverträge Mängel zu Lasten der
Bauherren aufweisen.

Während alle VerbraucherInnen mit
Internetzugang jederzeit unsere
Homepage besuchen können, sieht es
für diejenigen, die lediglich ein Telefon
ihr eigen nennen, weitaus schlechter
aus. Über hundert  AnruferInnen täglich
bzw. zweitausend im Monat haben
keine Chance, uns zu erreichen. Statis-
tisch gesehen hat nur jede/r Dritte das
Glück, bei der ständig überlasteten
Telefonzentrale durchzukommen. In der
Praxis werden sich allerdings viele
fragen: wann bin ich endlich der/die
Dritte? Einmal abgesehen davon, dass
diese mangelnde Erreichbarkeit extrem
verbraucherunfreundlich ist und zu viel
Unmut und Unverständnis führt, entgeht
der Verbraucherzentrale auch eine
Vielzahl an Beratungen. Denn es
handelt sich nicht nur um "ich hab' da
mal eine Frage…" sondern auch um die
Vereinbarung von Beratungsterminen.
.
Früher hießen sie Stromversorgungs-
unternehmen, jetzt heißen sie swb
Enordia, swb Norvia usw., und es geht
um Dienstleistungen und Kunden-
orientierung. Aber sind das mehr als
Sprechblasen und Hochglanzwerbung?
Die Strompreise sind trotz Liberalisie-
rung so hoch wie zu guten alten Stadt-
werke-Zeiten. Im Dezember kündigten
alle großen Unternehmen zum Teil
erhebliche Preiserhöhungen ab Januar
2004 an. Und die swb Enordia erhöhte
den "Freizeittarif" gleich um 70%. Die
Empörung der StromkundInnen schlug
hohe Wellen. Viele wollten von der
Verbraucherzentrale alternative, günsti-
gere  Anbieter wissen. Ja, dann erstel-
len wir doch einfach eine Anbieterliste!
Was am Anfang so einfach aussah,
stellte sich als extrem aufwändig und
arbeitsintensiv heraus. Da nicht alle
bundesweiten Anbieter auch in jede
Stadt liefern, galt es, die Anbieter für
Bremen herauszufinden. Nichts leichter
als das: ein Brief an die swb Norvia -
der örtliche Kabelnetzbetreiber - mit der
Bitte um Auskunft.

Nach vier (!) Wochen - so weit zur
Kundenorientierung - kam die lapidare
Mitteilung: "…dass wir aufgrund der
Vertraulichkeitsvereinbarungen in den
jeweiligen Verträgen Ihrer Bitte zur
Bereitstellung einer Liste der Stroman-
bieter leider nicht nachkommen kön-
nen." Markttransparenz, die Vorausset-
zung für VerbraucherInnen für Entschei-
dungen - Fehlanzeige!
Eine Liste der örtlichen Stromanbieter
erschien dennoch - und die Empfehlung
der Verbraucherzentrale? Noch nie war
es so günstig, ein gutes Stromgewissen
zu haben; Ökostrom ist zum selben
Preis wie der "normale" Strom des
örtlichen Anbieters zu haben.

Mit Beginn der BSE-Krise war vorsor-
gender Verbraucherschutz zumindest
im Lebensmittelbereich in aller Munde;
so auch in Bremen. Bei der
Verbraucherzentrale wurde die
Ernährungsaufklärung zunächst
befristet bis 2003 um zwei Stellen
aufgestockt. Durch diese Aufstockung
konnte u.a. ein akzeptables Beratungs-
angebot offeriert werden. Und auch
wenn die Nachfrage zum Thema BSE
nachließ, gab es "dank" einer Reihe von
Lebensmittelskandalen genügend
Nachfrage. Ein Indiz: Die Zahl der
Beratungen erhöhte sich noch einmal
um 1.000. Um es deutlich zu sagen: im
Bereich der Ernährungsaufklärung geht
es nicht um individuelle Ernährungs-
beratung! Vielmehr soll ein Gegenge-
wicht zur übermächtigen Lebensmittel-
industrie geschaffen werden; d.h. eine
anbieterunabhängige Verbraucherauf-
klärung. Diese ist angesichts immer
wieder auftretender Lebensmittel-
skandale, immer dicker werdender
Kinder und immer komplizierter werden-
der Themen, wie z. B. Gentechnologie,
nötiger denn je. Trotz aller Bemühungen
ist erst einmal ab Januar 2004 Schluss
mit diesem Angebot. Für das Land
Bremen können lediglich noch fünf
Stunden Beratung pro Woche angebo-
ten werden. Vorsorgender Verbraucher-
schutz - mitnichten! Gegengewicht -
mitnichten!
Noch ist allerdings das letzte Wort nicht
gesprochen.
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UnUnUnUnUnsssssere "Kleine"ere "Kleine"ere "Kleine"ere "Kleine"ere "Kleine"
wwwwwurdurdurdurdurde 40!e 40!e 40!e 40!e 40! Im Januar
feierten wir mit
vielen Gästen das
40jährige Bestehen
der Beratungsstel-
le Bremerhaven.

Anfang dieses
Jahres wurde nun
der Einkaufsführer
für MMMMMuuuuuslislislislislimememememe - der
erste seiner Art in
der Bundesrepublik
- im Rahmen einer
Pressekonferenz
veröffentlicht.

Eine rege Nachfrage
war nach wie vor bei
der Überprüfung von
VVVVVorfälligkorfälligkorfälligkorfälligkorfälligkeieieieieittttts-s-s-s-s-
enenenenentttttsssssccccchädigunhädigunhädigunhädigunhädigungggggenenenenen zu
verzeichnen.

Im November erhielten
mehr als 18.000
Bremer Stromkunden
Post von der ssssswbwbwbwbwb
EnEnEnEnEnordiaordiaordiaordiaordia: unter dem
Strich wird der
"Freizeittarif" um 71%
erhöht.

UnUnUnUnUnsssssere Raere Raere Raere Raere Ratttttgggggeber:eber:eber:eber:eber:
Sparen und
Geldanlage
Erbschaften
Patientenratgeber
Was tun, wenn
jemand stirbt?
Pflegefall- was tun?
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Verbraucherservice

Informiert sein spart Geld
Die Verbraucherzentrale
des Landes Bremen e.V.

Die Infozentren in Bremen und
Bremerhaven als überwiegend erste
Anlaufstelle für viele interessierte
VerbraucherInnen waren auch im
Jahr 2003 wieder stark besucht.

Die Ernährungsabteilung informierte
mit folgenden Kleinausstellungen:

TransFair

Eierkennzeichnung

Geflügelhaltung

Folgende Ratgeber stießen in die-
sem Jahr auf großes Interesse:

Sparen und Geldanlage
Erbschaften
Patientenratgeber
Was tun, wenn jemand stirbt?
Pflegefall- was tun?

Auf Platz eins im Jahr 2003:
"Marktübersicht Bausparen".
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Verbraucherservice

Beratungsstelle Bremen

Altenweg 4,  28195 Bremen
Tel. (0421) 160 77 7
Fax (0421) 160 77 80

Infozentrum

Öffnungszeiten:
Montag, Dienstag 10 - 18 Uhr
Mittwoch geschlossen
Donnerstag 10 - 20 Uhr
Freitag 10 - 13 Uhr

Telefonische Produktberatung
Montag und Freitag 10 - 14 Uhr
0190 / 77 54 43 pro Min. 1,24 Euro

aus dem dt. Festnetz

Telefonische Rechtsberatung
Montag-Donnerstag 10 - 18 Uhr
0190 / 77 54 41 pro Min. 1,24 Euro

aus dem dt. Festnetz

Persönliche Beratungen
nach Vereinbarung

Themen:
Verbraucherrecht
Baufinanzierung
Versicherungen
Geldanlage, Altersvorsorge
Ernährungsberatung
Energieberatung
Bauberatung
Juristische Beratung über Bauverträge
Banken- und Kapitalanlagerecht
Juristische Pflegeberatung
Produktberatung

Beratungsstelle Bremerhaven

Hafenstr. 117,  27572 Bremerhaven
Tel. (0471) 26 194
Fax (0471) 207 000

Infozentrum

Öffnungszeiten:
Montag 15 - 18 Uhr
Dienstag 10 - 13 Uhr
Mittwoch geschlossen
Donnerstag 10 - 13 + 15 - 18 Uhr
Freitag 10 - 13 Uhr

Telefonische Produktberatung
Montag und Freitag 10 - 14 Uhr
0190 / 77 54 43 pro Min. 1,24 Euro

aus dem dt. Festnetz

Telefonische Rechtsberatung
Montag-Donnerstag 10 - 18 Uhr
0190 / 77 54 41 pro Min. 1,24 Euro

aus dem dt. Festnetz

Persönliche Beratungen
nach Vereinbarung

Themen:
Verbraucherrecht
Baufinanzierung
Versicherungen
Geldanlage, Altersvorsorge
Energieberatung
Produktberatung
Ernährungsberatung



UWG-Reform
unzureichend

Nicht nur, dass es nach der anstehen-
den Reform des Wettbewerbsrechts
(UWG) bald keine Schlussverkäufe
mehr geben wird. Auch die verbraucher-
täuschenden Lock- und Mondpreise
werden zukünftig verboten. Ebenso
begrüßenswert ist der beabsichtigte
Schutz von Kindern vor Werbung. Die
Verbraucherzentrale Bremen muss das
Reformvorhaben dennoch kritisieren.
Die Reform ist nicht weitgehend genug.
Nach der geplanten Reform des Geset-
zes gegen den unlauteren Wettbewerb
werden nunmehr Schlussverkäufe und
Sonderveranstaltungen ganzjährig
erlaubt sein. Auch die Sortiments- und
Saisonwarenbeschränkung wird wegfal-
len. Somit können zukünftig auf das
gesamte Sortiment Preisnachlässe
ohne Saisonwarenbeschränkung
eingeräumt werden. Ebenfalls entfallen
werden die Regelungen zum Jubiläums-
verkauf, der bislang nur alle fünfund-
zwanzig Jahre durchgeführt werden
durfte.
Durch weitere Gesetzesänderungen soll
der Kundenfang durch Lockangebote
oder "Mondpreise", die einen Preissturz
vorgaukeln sollen, weitgehend einge-
schränkt werden. So muss in Zukunft
bei besonders günstig angebotenen
Waren dann auch tatsächlich ein ent-
sprechender Vorrat vorhanden sein.
Eine Beschränkung auf "solange der
Vorrat reicht" ist dann allein nicht mehr
ausreichend. Aus Sicht des Verbrau-
cherschutzes ist dies nicht zureichend.
Eine klare Frist von drei Tagen innerhalb
der die beworbenen Produkte vorrätig
sein müssen, wäre hier notwendig
gewesen.
Explizit ins Gesetz aufgenommen wird
das Verbot der Schleichwerbung und
von irreführenden Angaben über die
Ergebnisse von Warentests. Außerdem
soll auch die Ausnutzung der Unerfah-
renheit von Kindern sanktioniert wer-
den.

Eine weitere Neuerung soll die Möglich-
keit der Abschöpfung von Unrechts-
gewinnen sein. Unrechtsgewinne
scheinen unerschöpflich. Man denke
nur an die unseriöse 0190er Fax-
werbung, die Dialerprogramme im
Internet oder die Gewinnversprechen,
mit denen Verbraucher seit Jahrzehnten
an der Nase herumgeführt werden.
Hierzu ein weiteres Beispiel: Durch zu
gering gefüllte Packungen haben die
Verbraucher in Deutschland im
vergangenen Jahr rund eine Milliarde
Euro zu viel bezahlt. Das ergibt sich aus
der
bundesweiten Statistik der Füllmengen-
kontrollen an Fertigpackungen der
Eichbehörden der Länder für das Jahr
2001. Danach ist bei rund zehn Prozent
aller Lebensmittel weit weniger in der
Packung als auf dem Etikett angege-
ben. Ein Vier-Personen-Haushalt zahlt
damit im Jahr fünfunddreißig Euro für
etwas, was zwar auf der Verpackung
draufsteht, aber nicht drin ist. Es fehlen
derzeit jegliche Anreize für eine saubere
Abfüllpraxis. Mit dem geringen Kontroll-
umfang und einer Bußgeldhöhe von
höchstens zehntausend Euro ist kein
Abschreckungseffekt verbunden.
Diese Firmen zu "bestrafen", indem
man ihnen den zu Unrecht erwirtschaf-
teten Gewinnanteil wegnimmt, klingt auf
den ersten Blick gut und gerecht. Die
Verbraucherzentrale muss das Reform-
vorhaben dennoch kritisieren. Die
Regelung ist nicht praktikabel. Die
Möglichkeit, dass die Verbraucherver-
bände und Wettbewerbsvereine die
regelverletzenden Firmen verklagen, ist
mangels finanzieller Ausstattung nicht
gegeben. Hinzu kommt folgendes: Im
Zuge der Globalisierung agieren (gera-
de) viele unseriöse Firmen vom Ausland
aus, was eine Gewinnabschöpfung
erheblich erschwert.
Die Flucht in die virtuelle weite, weite
Welt wird zunehmen nach den ersten
erfolgreichen Prozessen, so wie es die
Verbraucherzentrale schon bei den
unseriösen Gewinnspielfirmen beobach-
ten musste.

Verbraucherrecht
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Verbraucherrecht

Die Erfahrung zeigt: Kaum jemand ist
so flexibel und kreativ, wie diejenigen,
die es darauf anlegen, im Unrecht zu
agieren.
Das alles ist auch Ausdruck eines
generellen Problems: Zwar gibt es
immer mehr Rechte und Gesetze zum
Schutz der Verbraucher, aber es wird
auch immer schwieriger, sie durchzuset-
zen.

Schlussakkord für den
Schlussverkauf

Im Zusammenhang mit der UWG-
Reform steht der Schlussakkord für den
Schlussverkauf. Schnäppchen in den
Zeiten des Teuro: Die Kunden lieben
sie, und auch der Handel gibt gerne mal
etwas günstiger. Denn er weiß, dann
steigt auch der Umsatz, was zur Zeit
dringend nötig scheint. Der Gesetzge-
ber hat das Rabattgesetz und die
Zugabeverordnung abgeschafft. Einige
Regeln aber waren im Gesetz gegen
unlauteren Wettbewerb, dem UWG,
verblieben: Die strengen Regeln für
Schlussverkäufe - erlaubt waren sie nur
zwei Mal im Jahr (Sommer und Winter),
beschränkt auf zwei Wochen und nur für
bestimmte Warengruppen (Textilien und
Bekleidung, Schuhe, Leder- und Sport-
artikel - nicht jedoch für Haushaltswa-
ren, Möbel oder Elektrogeräte).
Das Gesetz stammt von 1909 und
wurde 1935 nochmals verschärft. Denn
man wollte die Umsätze der meist
jüdischen großen Warenhäuser ein-
schränken. Das Gesetz ist in den Zeiten
des europäischen Binnenmarktes
und zunehmender Globalisierung und
Virtualisierung des Handels
(E-Commerce) mehr als antiquiert und
zudem politisch vorbelastet.

Die Bundesregierung beabsichtigt nun-
mehr auch das Gesetz gegen den unlaute-
ren Wettbewerb (UWG) endlich zu refor-
mieren. Danach dürfen Händler künftig
auch außerhalb der Sommer- und Winter-
schlussverkäufe mit Preisnachlässen auf
ihr gesamtes Sortiment werben. Auch
Räumungsverkäufe sollen nach dem
neuen UWG von komplizierten Regeln
befreit werden. Die Verbraucherzentrale ist
der Ansicht, dass diese Reform für die
Verbraucher viele Vorteile bringen wird
und begrüßt daher dieses Gesetzesvor-
haben ausdrücklich. Folgende Punkte
sprechen nämlich nach Meinung der
Verbraucherzentrale gegen die bestehen-
de Regelung:

Die Beschränkung der Zulässigkeit auf
bestimmte Warengruppen ist überholt und
nicht nachvollziehbar.
Die gesetzliche Festlegung auf genau
bestimmte Jahrestage erschwert ein
flexibles Reagieren auf den Kundenbedarf
entsprechend den konjunktur-, mode- oder
wetterbedingten Schwankungen der
Kundennachfrage. Der Handel hält sich
ohnehin nicht an die festgelegten Zeiten
und verkauft schon Wochen vorher mit
deutlichen Preissenkungen.
Teilweise werden qualitativ minderwertige
Waren extra für den Schlussverkauf
produziert und auf den Markt geworfen.
Der Schlussverkauf ist also kein aus-
schließlicher Abverkauf von saisonalen
Überhängen.
Beim Sommerschlussverkauf können
durch den unterschiedlichen Ferienbeginn
in den einzelnen Bundesländern nicht alle
Verbraucher die bundesweit starren Zeiten
gleichermaßen nutzen.
Durch die Konzentration auf wenige
Tage im Jahr sind Verbraucher (wie auch
Verkaufspersonal) beim Einkaufsvorgang
erheblichem Stress ausgesetzt, weil die
Nachfrage künstlich durch massive Preis-
senkungen angeregt wird, was wiederum
zu leichtfertigen, übereilten Kaufent-
scheidungen zugunsten von Produkten mit
schlechtem Preis-Leistungs-Verhältnis
führen kann.

9
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Darum sollte sich bei der Kauf-
entscheidung keiner vom Preis locken
lassen. Was hilft das schönste Sonder-
angebot, wenn es minderwertig ist. Um
sicher zu gehen, dass die reduzierten
Produkte auch wirklich gute Qualität
fürs Geld bieten, sollte man vor An-
schaffungen in der Infothek der
Verbraucherzentrale mit ihren über
sechzig Themenordnern nachschlagen.
Dort finden sich die Testergebnisse der
Produkte,
Angaben zum Preis-Leistungs-Verhält-
nis sowie guter Rat und Tipps, worauf
man beim Kauf achten sollte.

Verbraucherrecht

Ausweitung der
Fahrgastrechte

Eine Reform, die dringend notwendig
ist: Die Ausweitung der Fahrgastrechte.
An wen kann ich mich wenden, wenn
ich mich über eine Fahrt mit Bus oder
Bahn geärgert habe? Welche Rechte
habe ich überhaupt als Kunde bezie-
hungsweise Fahrgast im öffentlichen
Nah- und Fernverkehr? Gibt es einen
Anspruch auf Entschädigung bei Ver-
spätungen? Fast täglich erhalten die
Verbraucherverbände Anfragen von
Fahrgästen, die sich über einen verspä-
teten Zug oder Bus geärgert haben und
sich nun beschweren möchten. Bahn-
reisende sollen zukünftig innerhalb der
Europäischen Union - nach dem Vorbild
der Mindestrechte für Fluggäste - einen
Rechtsanspruch auf Entschädigung für
ausgefallene oder verspätete Zugver-
bindungen erhalten. Das ist auch
dringend notwendig. Die Rechte der
Fahrgäste sind derzeit schlichtweg
armselig. Zur Zeit gibt es nur wenig
"Rechte": Sollte das Ziel wegen einer
beträchtlichen Verspätung nicht mehr
erreichbar sein, darf man kostenlos zum
Ausgangsbahnhof zurückkehren. Es ist
dem Bahnkunden auch erlaubt, einen
anderen Zug zu benutzen, mit dem das
Ziel noch erreicht werden kann.

Wenn man das Ziel wegen einer Ver-
spätung gar nicht mehr erreichen kann,
kann man sich den anteiligen Fahrpreis
für die nicht genutzte Reststrecke
erstatten lassen. Der Rest ist Kulanz
("Kulanz, lat., gefällig, entgegenkom-
mend, großzügig"). Großzügig sind
allenfalls die Tarife der Bahn, den
gefälligen Service und die entgegen-
kommende Kundenfreundlichkeit
vermisst man. Allerdings darf nicht
unerwähnt blieben, dass nach den
vielzähligen Protesten und Aktionen von
den Herrschersesseln des Manage-
ments der Bahn ein gewisses Einlenken
zu spüren ist, das für die Zukunft hoffen
läßt.

Bei der Verbraucher-
zentrale an der falschen
Adresse

Die Verbraucherzentrale staunte nicht
schlecht. Sie wurde, was eigentlich
doch ihr eigenes Metier sein sollte,
selbst abgemahnt. Genau 1.114,15
Euro sollte sie wegen einer angeblichen
Patent-rechtsverletzung bezahlen. Der
vermeintliche Verstoß bestand darin,
daß die Verbraucherzentrale in ihrem
Domainnamen (www.vz-hb.de) die
Buchstabenkombination HB verwendet,
die für eine geographische Region
stehe, so das Abmahnschreiben: "In
Ihrer Internetadresse www.vz-hb.de
befindet sich als spezifischer Inhalt das
Kürzel des Kfz-Kennzeichen[s] für eine
geographische Region. Diese Funktion
ist patentrechtlich geschützt durch die
Europäische Patentschrift EP 1 163 612
B1 eingetragen beim Europäischen
Patentamt unter DE 500 00 923 6."
Diese Patentschrift ließ sich bei einer
Recherche nicht einmal finden.
Insgesamt 6.000 Firmen wurden ab-
gemahnt. Ob HH für Hamburg oder KS
für Kassel, die Betreiber von Interneta-
dressen mit geographischen Kürzeln
sollten Schadensersatz für die Vergan-
genheit und für die Zukunft Lizenz-
gebühren an den angeblichen Erfinder
zahlen.10
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Der herbeigesehnte flotte und aufwendungsarme Reichtum von Anwalt und
Mandant blieb indes aus. Ohne Aufenthalt im Dschungelcamp, Superstar-
lampenfiebertorturen oder Zähneklappern bei Jauch kann man in Deutschland
nicht so einfach Millionär werden und wird, weil Nemesis bisweilen unbestechlich
ist, mit einem Denkzettel bedacht: Die Abmahnung wurde von den Cleveren
alsbald unter tausendfacher Abbitte zurückgenommen, nachdem die Staatsan-
waltschaft gegen Mandantschaft und Anwalt ein Ermittlungsverfahren eingeleitet
hatte.

11

Presseartikel zum Thema
Verbraucherrecht

Verbraucherrecht

Weser Kurier, 25.10.2003
Abmahnwelle
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Bild, 17.10.2003
Verbraucherrecht

Weser-Kurier, 23.01.2003
Telefonmissbrauch

Verbraucherrecht
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Weser Kurier, 27.09.2003
Namensmissbrauch

Verbraucherrecht

Weser Kurier, 22.05.2003
Krankenkassenwahl



Weser-Kurier, 17.04.2003
Bauträgerverträge

Verbraucherrecht
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Weser-Kurier, 22.05.2003
Nebenjobs

Weser-Kurier, 05.06.2003
Handyverträge

Verbraucherrecht
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Einkaufsführer für Muslime
- die Veröffentlichung

Im Jahr 2002 hatte die Verbraucher-
zentrale aufgrund der häufigen Nach-
fragen zu diesem Thema einen Ein-
kaufsführer für Muslime erarbeitet.
Dazu waren bundesweit knapp 400
Lebensmittelproduzenten über die
Zusammensetzung ihrer Lebensmittel
befragt und so eine Positivliste erarbei-
tet worden. Diese Liste enthält nicht nur
Produkte, die frei von Schweinefleisch
sind, sondern sie enthalten auch keine
Bestandteile von anderen Schlacht-
tieren, wie z.B. Rind oder Geflügel.
Der Grund dafür sind die besonderen
Schlachtvorschriften im Islam, die von
den deutschen Schlachthöfen natürlich
nicht angewendet werden.

Anfang dieses Jahres wurde nun der
Einkaufsführer für Muslime - der erste
seiner Art in der Bundesrepublik - im
Rahmen einer Pressekonferenz veröf-
fentlicht. Die Teilnahme der Bremischen
Ausländerbeauftragten, Frau Dr. Lill,
islamischer VertreterInnen und deut-
scher und türkischer  Medien machten
schon die Pressekonferenz zu einem
vollen Erfolg. Doch was in den Wochen
danach geschah, übertraf alle bisheri-
gen Erfahrungen:
Aufgrund der enormen überregionalen
deutsch-türkischen Medienresonanz
brach eine Flut von Bestellungen wie
noch nie zuvor über die Verbraucher-
zentrale herein. 5.000 Exemplare waren
gedruckt worden, und innerhalb von
vier Wochen waren bereits 4.000
Stück vergeben, bzw. genauer gesagt,
fast alle(!) in die gesamte Bundes-
republik verschickt worden. Da der
Einkaufsführer auch kostenlos zum
Downloaden auf die Homepage der
Verbraucherzentrale gestellt worden
war, konnte ein Teil des Ansturms auf
elektronische Art bewältigt werden.

Noch etwas war völlig neu - die un-
glaubliche Welle von Dankbarkeit so
vieler muslimischer VerbraucherInnen.
Zahllose geradezu anrührende Dankes-
briefe mit vielen Segenswünschen
begleiteten die Bestellungen; eine
schöne Erfahrung, die es in der Ge-
schichte der Verbraucherzentrale(n)
auch noch nicht gegeben hat (s. Seiten
24/25).
Mittlerweile ist die Broschüre längst
vergriffen, so dass die Verbraucher-
zentrale nur noch auf ihre Homepage
verweisen kann. Zurzeit wird bereits
eine zweite überarbeitete Auflage
erstellt.
Der Einkaufsführer hat nicht nur den
täglichen Lebensmittel-Einkauf für
Muslime vereinfacht, sondern hat ihnen
mit der Verbraucherzentrale eine
bislang für viele unbekannte Institution
mit zahlreichen Informations- und
Beratungsangeboten vorgestellt. Auch
das war ein Ziel des Einkaufsführers.

ErErErErErnährnährnährnährnährunununununggggg
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Alle Jahre wieder:
Pestizide durch
Frühimporte von Obst
und Gemüse

Es gleicht schon fast einem
makabren Ritual: in jedem Jahr werden
Untersuchungsergebnisse veröffentlicht,
die hohe Pestizid-Belastungen von
importiertem Obst und Gemüse, wie
z. B. Erdbeeren, Paprika oder Weintrau-
ben belegen. In den meisten Fällen
handelt es sich dabei um Mehrfach-
belastungen - und dies auch noch mit
Pestiziden, die in der Bundesrepublik
gar nicht zugelassen sind.
Und dennoch werden sie nicht vom
Markt genommen - eine auf den ersten
Blick erscheinende unverständliche
Schlamperei. Doch die so genannten
Allgemeinverfügungen lassen zu, dass
Lebensmittel, die rechtmäßig in einem
Mitgliedsstaat der EU produziert wur-
den, nicht in einem anderen EU-Land
verboten werden dürfen.

Videobeitrag
auf CD-ROM

siehe
Presseartikel
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Dies gilt auch für solche Produkte, die
aus einem (nicht zur EU gehörenden)
Drittstaat in ein anderes Mitgliedsland
importiert und von dort aus weiter
gehandelt werden.
Die gesundheitlichen Risiken durch die
Mehrfachbelastungen sind umstritten.
Doch kritische Wissenschaftler warnen
davor, dass Pestizid-Gemische toxi-
scher wirken, als die Summe der einzel-
nen Wirkstoffe. So kann sich auch die
karzinogene Wirkung eines Stoffes
durch die Kombination mit einem
anderen Wirkstoff verstärken, selbst
dann, wenn letzterer nicht karzinogen
wirkt.
Als besonders hoch belastet erweisen
sich in fast jedem Jahr Früh-Erdbeeren.
Greenpeace und die Stiftung Warentest
hatten im Frühjahr Untersuchungen
veröffentlicht, die Besorgnis erregend
waren. So gab es zum Beispiel eine
Erdbeerprobe, die um das Siebenfache
des Grenzwertes mit einem wahrschein-
lich Krebs auslösenden Wirkstoff belas-
tet war.
Als ebenfalls sehr problematisch gelten
Wirkstoffe, die beim Menschen hormon-
ähnliche Wirkungen haben. Solche
Wirkstoffe hat die österreichische
Umweltorganisation Global 2000 z. B.
bei Gemüsepaprika nachgewiesen.
Bestimmte Länder fallen immer wieder
durch besonders viele und besonders
hohe Pestizid-Rückstände auf: Spanien,
Marokko und die Türkei. In anderen
Ländern dagegen scheinen die Landwir-
te vorsichtiger mit der "Giftspritze" zu
sein, oder aber halten zumindest viel
längere Wartezeiten ein, wie z. B. Italien
oder die Niederlande.
Traurige Realität ist auch, dass die o. g.
Untersuchungsergebnisse nicht von den
zuständigen Behörden kommen, son-
dern von Zeitschriften, Fernsehsendern
und Umweltorganisationen. Aber so
lange ein umfassendes Verbraucher-
informationsgesetz eine unerfüllte
Forderung bleibt, so lange bleiben
VerbraucherInnen auf die Veröffentli-
chungen von Zeitschriften, Umwelt-
organisationen und Fernsehsender
angewiesen.

Neues Trainingsprogramm
für übergewichtige
Jugendliche: BIG TEENS

Übergewicht von Kindern und Jugendli-
chen entwickelt sich in Deutschland zu
einem immer größeren Problem. Nach
neueren Studien sind in Deutschland
zwischen 10 und 20 % aller Kinder und
Jugendlichen sogar adipös, d.h. krank-
haft übergewichtig. Die Auswirkungen
sind gravierend: Folgeerkrankungen
und psychosoziale Probleme belasten
nicht nur die Kinder selbst, sondern mit
erheblichen Kosten auch das Gesund-
heitssystem.
Seit drei Jahren führt die Verbraucher-
zentrale mit großem Erfolg das Pro-
gramm BIG KIDS für übergewichtige
Kinder zwischen 8 und 14 Jahren durch.
Die meisten Kursteilnehmer werden
mittlerweile von den Kinderärzten an die
Verbraucherzentrale überwiesen, was
ebenfalls für den guten Ruf des
Trainingsprogramms spricht. Doch
immer häufiger meldeten sich Eltern
übergewichtiger Kinder, die vom Alter
her nicht zu den BIG KIDS passten -
entweder waren sie zu jung oder schon
fast erwachsen.
Daher erarbeitete die Verbraucher-
zentrale ein neues Programm, das sich
speziell an ältere Jugendliche richtet,
jedoch auf den Grundsätzen und
Erfahrungen von BIG KIDS basiert:
BIG TEENS. Auch dieses Programm
wird von einer Ökotrophologin, einer
Psychologin und einem Sport-
therapeuten begeleitet und ist an den
speziellen Bedürfnissen und Anforde-
rungen der Jugendlichen in ihrer Puber-
tät ausgerichtet. Ein besonderes "Bon-
bon": der Kurs findet an der Uni Bremen
statt, und die Eltern der Jugendlichen
können kostenlos an den Sportkursen
des Hochschulsports teilnehmen.
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Tierschutz ist Verbraucher-
schutz!

Für viele VerbraucherInnen ist schon
lange nicht mehr der Preis beim Einkauf
von Fleisch allein ausschlaggebend. Die
Bedeutung einer artgerechten Haltung,
die insbesondere dem Tierschutz einen
hohen Stellenwert einräumt, ist für viele
von größter Wichtigkeit. In einer bun-
desweiten Gemeinschaftsaktion haben
deshalb die Verbraucherzentralen
Kriterien für die extensive und tier-
gerechte Erzeugung von Rind-, Schwei-
ne- und Mastgeflügel erarbeitet. Die
Kriterien beinhalten u. a. Herkunft,
Haltung, Fütterung, Arzneimitteleinsatz,
Transport und Schlachtung der Tiere.
Sie lassen sich qualitativ zwischen den
gesetzlichen Mindeststandards und den
Kriterien für die ökologische Tierhaltung
einordnen.
Einen besonderen Boom hat in den
letzten Jahren das Geflügelfleisch
erfahren. Es gilt als sehr gesund,
fettarm und leicht zuzubereiten. Doch
während die Probleme in der Mast von
Rindern und Schweinen auch in einer
breiteren Öffentlichkeit wahrgenommen
werden, ist diese Wahrnehmung bei der
Geflügelmast nicht so ausgeprägt. Eine
mögliche Erklärung dafür ist die Tatsa-
che, dass Geflügel zumindest in den
Supermärkten überwiegend verpackt als
Tiefkühlware angeboten wird und die
Kennzeichnung eher eine extensive
Haltung suggeriert, als dass sie die
Realität widerspiegelt. Und die bedeutet
u. a.: kurzes Leben, qualvolle Enge,
Hochleistungsfutter und rücksichtsloses
Ausstallen vor der Schlachtung. Sowohl
während der traditionellen Gesundheits-
wochen in Bremen Nord als auch auf
der hafa hat die Verbraucherzentrale
über die Bestimmungen der Geflügel-
kennzeichnung informiert, auf der hafa
zusätzlich über den schrittweisen
Ausstieg aus der Käfighaltung.

Nur ganz wenige gesetzlich festgelegte
Begriffe sagen tatsächlich etwas über
die Haltungsform aus: "extensive
Bodenhaltung", "(bäuerliche) Auslauf-
haltung" und "bäuerliche Freilandhal-
tung" sowie die Bezeichnungen "Bio"
oder "Öko" bedeuten, dass die Tiere
nicht aus Intensivmast stammen.
Sonstige Wortkombinationen sind auch
im Kontext mit dem Begriff "bäuerlich"
leere Worthülsen, hinter denen sich fast
immer Intensivmast verbirgt.

Wie schon in den vergangenen Jahren
wurde wieder die Abfrage in Bremen
und umzu durchgeführt, wo es Geflügel
aus artgerechter Haltung zu kaufen gibt.
Vorwiegend sind es Marktstände, die
konventionell und ökologisch gehalte-
nes Geflügel anbieten, das aus art-
gerechter Haltung stammt. Die Liste
wurde zusammen mit der kostenlosen
Broschüre "Appetit auf Huhn und
Pute" herausgegeben und stieß
insbesondere in der Vorweihnachtszeit
auf großes Interesse.
Einen besonders großen Pool an
Informationen bietet auch das
Internetportal www.huhnundpute.de der
Verbraucherzentralen, von dort sind
zudem Links gesetzt auf die Geflügel-
Angebotslisten der verschiedenen
Regionen.
Ebenfalls ein wichtiges Kriterium
beim Einkauf von Fleisch ist für viele
VerbraucherInnen die Herkunft. Deshalb
hat die Verbraucherzentrale erstmals
einen Einkaufsführer für Lammfleisch
aus der Region zusammengestellt.
Anstelle des viele tausend Kilometer
gereisten Tiefkühlfleisches wurde
speziell zu Ostern der Braten aus der
Region empfohlen. Damit können -
neben der Identifikation mit regional
erzeugten Lebensmitteln - auch ökolo-
gisch wertvolle Kulturlandschaften und
vom Aussterben bedrohte Haustier-
rassen erhalten werden.
Auch für die Modellregion "Nordlich-
ter", in deren Vorstand die Verbraucher-
zentrale Mitglied ist, war das Thema
Fleisch ein zentraler Schwerpunkt. Hier
ging es um die regionale Vermarktung
von Rindfleisch.

Videobeitrag
auf CD-ROM
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Zusammen mit der Landwirtschaftskam-
mer Weser-Ems und dem Kompetenz-
zentrum Ökolandbau Niedersachsen
veranstaltete die Verbraucherzentrale
für alle Beteiligten (Erzeuger, Ver-
arbeiter, Handel, Vertreter von
Gemeinschaftsverpflegungsein-
richtungen, VerbraucherInnen)
insgesamt sechs Workshops zu diesem
Thema. Als ausgesprochen schwierig
gestaltete sich dabei die Festlegung der
Qualitätskriterien für das Rindfleisch.
Schließlich konnte es als ein großer
Erfolg verbucht werden, dass nach
langwierigen Diskussionen die Kriterien
der Verbraucherzentralen für eine
extensive und tiergerechte Rinder-
haltung zur Voraussetzung für eine
Projektteilnahme erklärt wurden.

Fit im Alter: Gesund essen,
besser leben - eine neue
Kampagne des Bundes-
ministeriums für Verbraucher-
schutz, Ernährung und Land-
wirtschaft

Alt werden möchten viele Menschen
gerne - aber möglichst ohne zu
schwächeln oder zu kränkeln. Doch
gleichzeitig glauben gerade viele
SeniorInnen, es käme bei ihnen ja nicht
mehr so darauf an, was sie an Nahrung
so zu sich nehmen. So ernähren sie
sich häufig zu einseitig, trinken zu wenig
und bewegen sich nicht genug. Das ist
falsch!
Die Chancen für ein "fittes" Älterwerden
stehen umso besser, je gesünder auch
ein älterer Mensch sich ernährt. Des-
halb hat das Verbraucherschutz-
ministerium u. a. mit den Verbraucher-
zentralen eine Kampagne gestartet, die
genau das zum Ziel hat. Die Aufgabe
der Verbraucherzentralen besteht darin,
für interessierte Menschen ab 60 an
einem spannenden "Ernährungs-
Nachmittag" ein Seminar durchzufüh-
ren, in dem intensiv und auch mit
Sensorik-Tests genau auf die Bedürfnis-
se dieser Altersgruppe eingegangen
wird.

An der Entwicklung dieser Veranstal-
tung, der inhaltlichen und methodischen
Erarbeitung des Seminarkonzeptes, hat
die Verbraucherzentrale Bremen maß-
geblich mitgearbeitet.

Auf einer großen Auftaktveranstaltung
in Berlin wurde die Kampagne von
Verbraucherministerin Renate Künast
vorgestellt; erste gute Resonanz erzielte
die Kampagne bereits kurz darauf beim
Deutschen Seniorentag in Hannover
zusammen mit Familienministerin Ulla
Schmidt.

Als schließlich im November der erste
Kurs für Bremen in der Presse und im
Rundfunk angekündigt wurde, brach
ein Ansturm auf das Telefon der
Ernährungsberatung los, wie er so nicht
erwartet worden war. Maximal 20
Personen können an einem Kurs
teilnehmen - aber mehr als 500 ältere
Verbraucher-Innen wären gerne dabei
gewesen. Und sicher war auch:
aufgrund der Blockade der Telefon-
leitungen sind viele überhaupt nicht
durchgekommen. Es wurden sofort
neue Seminartermine festgelegt, lange
Wartelisten geschrieben und sehr viele
Interessenten auf "später" vertröstet.

Die ersten Kurse wurden im Herbst mit
großem Erfolg durchgeführt. Die Erwar-
tungen der Teilnehmer wurden voll
erfüllt, das ergaben die Befragungen am
Ende einer jeden Veranstaltung. Tröst-
lich für alle, die bis jetzt keine Chance
hatten, in eines der Seminare reinzu-
rutschen: die Kampagne ist auf mehrere
Jahre ausgelegt.

siehe
Presseartikel
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Marktcheck Pfifferlinge:
zum Verzehr nicht
geeignet!

Champignons sind als Zuchtpilz das
ganze Jahr über in meist guter Qualität
erhältlich und nicht an bestimmte
Erntezeiten gebunden. Anders dagegen
Wildpilze: sie sind frisch nur im Herbst
zu bekommen und entsprechend teuer.
So kosteten 100 g Pfifferlinge in Bremen
im letzten September bis zu 2,- Euro.

Die Verbraucherzentrale wollte einmal
genauer wissen, ob die Qualität der
Pfifferlinge dem hohen Preis entspricht
und führte in Super- und Verbraucher-
märkten sowie auf Wochenmärkten
einen Marktcheck durch. Insgesamt
14 Proben von verschiedenen Standor-
ten wurden einem vereidigten Pilz-
sachverständigen vorgelegt. Das
erschreckende Ergebnis: keine einzige
Probe war ohne Beanstandungen und
fast ein Drittel war überhaupt nicht mehr
verkehrsfähig. Matschig, faulig, schim-
melig, stinkend und gesundheits-
gefährdend, so lautete das Fazit des
Sachverständigen. Bei dem Verzehr von
solchen Pilzen besteht die Gefahr einer
unechten Pilzvergiftung, Vorsicht ist also
geboten. Fatal: während man bei
anderen Gemüse- oder auch Obst-
sorten bei genauerem Hinsehen in der
Regel möglichen Verderb erkennen
kann, ist dies bei Pfifferlingen für Laien
nur schwer möglich.
Der Grund für die miese Qualität der
Proben ist simpel: die Pilze wurden zu
lange gelagert, und das auch noch ohne
Kühlung. Nach Einschätzung des
Sachverständigen betrug das Alter der
verdorbenen Pilze etwa 14 Tage - also
viel zu lang.

Ein erstaunliches Resultat der Markter-
hebung war die Tatsache, dass die
Qualität der Proben auf den Wochen-
märkten besonders schlecht war,
während es dagegen bei den Proben
aus zwei großen Verbrauchermärkten
fast nichts zu beanstanden gab.

Pfifferlinge stehen in Deutschland unter
Artenschutz und müssen daher impor-
tiert werden. Deshalb darf bei den
(vorgeschriebenen) Herkunftsangaben
"Deutschland" überhaupt nicht auftau-
chen, dennoch fand die Verbraucher-
zentrale diese Herkunftsangabe gleich
zwei Mal.

Die Forderungen der Verbraucher-
zentrale:

1. Angabe des Pflückdatums - nur so
kann auch jeder Laie das Alter der Pilze
erkennen;
2. bessere Kontrollen von Wildpilzen
durch die Lebensmittelüberwachung;
3. Vorschrift eines Sachkunden-
nachweises für das Verkaufspersonal;
4. korrekte Kennzeichnung der Herkunft
durch den Handel.

Zusammen mit dem Pilz-
sachverständigen gab die Verbraucher-
zentrale eine Farbtafel heraus, mit
deren Hilfe die verschiedenen Alte-
rungs- und Zersetzungsstadien zu
erkennen waren, sowie ein Informati-
onsblatt zur Verarbeitung von Wildpilzen
im Haushalt.

Videobeitrag
auf CD-ROM

siehe
Presseartikel
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Bremer Forum Gesundheit-
licher Verbraucherschutz:
Pizza, Pommes und Proble-
me - Ernährungsarmut
heute

Die Fachtage zu den unterschiedlichen
Themen des gesundheitlichen Verbrau-
cherschutzes entwickeln sich nach und
nach zu einer guten und gut besuchten
Tradition.
Das Bremer Institut für Präventions-
forschung und Sozialmedizin (BIPS),
der Senator für Gesundheit und die
Verbraucherzentrale hatten für den
diesjährigen Fachtag ein Thema er-
wählt, das sich in einem beängstigen-
den Maß entwickelt: die zunehmende
Ernährungsarmut. Auch in diesem
Jahr wurde die Eröffnung von der
Gesundheitssenatorin Karin Röpke
vorgenommen.

Die Ernährungsqualität  hat sich in
vielen Haushalten in den letzten Jahren
kontinuierlich verschlechtert: immer
weniger Obst und Gemüse, immer mehr
Fertigkost, Süßigkeiten und zuckrige
Getränke kommen auf den Tisch - oder
noch schlimmer - werden auf der Straße
von der Hand in den Mund gegessen.
Neben dem sozialen Verlust aufgrund
der nicht mehr stattfindenden gemeinsa-
men Mahlzeiten sind auch die physi-
schen Konsequenzen fatal: Kleinkinder
wachsen langsamer und haben öfter
Karies und Übergewicht, das sie auch
als Jugendliche nicht mehr loswerden.
Besonders finanzschwache Haushalte
sind von dieser Entwicklung betroffen.
Obwohl eine gesunde Ernährung auch
ohne dickes Portemonnaie möglich ist,
Fastfood-Esser dagegen nicht unbe-
dingt billig davonkommen, fällt es bei
Einkommensarmut vielen besonders
schwer, auf eine gesunde Ernährung zu
achten. Das größte Armutsrisiko haben
kinderreiche Familien und Alleinerzie-
hende.

Die Arbeitnehmerkammer konstatiert,
dass in Bremen etwa jedes vierte
Kind(!) unter 7 Jahren - bzw. deren
Eltern - von Sozialhilfe leben muss.
Durch gesellschaftliche Veränderungen
ist in vielen Familien ein "gutes Haus-
halten" nicht mehr gewährleistet.
Einerseits wissen die Betroffenen nicht,
wie man richtig mit Lebensmitteln
umgeht, andererseits werden sie eher
von den Werbeaussagen der Industrie
als von einer unabhängigen Gesund-
heits- oder Ernährungsberatung er-
reicht.
Im Konsul-Hackfeld-Haus tauschten
rund 50 Fachkräfte und Entscheidungs-
träger aus dem Ernährungs-, Gesund-
heits- und Sozialbereich Erfahrungen
aus und diskutierten über Lösungs-
möglichkeiten, wie diese Spirale
durchbrochen werden kann.
Das "Ulmer Modell" wurde für Bremen
angedacht: sozial Benachteiligte erhal-
ten eine "Lobbycard", die zu zahlreichen
Vergünstigungen bei Kultur-, Sport- oder
anderen Veranstaltungen bzw. zu
geringeren Gebühren, z. B. Beratungs-
gebühren bei der Verbraucherzentrale,
berechtigt.

Welcher Fisch kann auf
den Tisch?

Fisch ist ein gesundes und gut
schmeckendes Lebensmittel, doch
gleichzeitig wirft es viele Fragen auf:
VerbraucherInnen fragen nach mögli-
chen Schadstoffbelastungen,
Umweltschützer, ob die Meeresumwelt
zu sehr unter dem kommerziellen
Fischfang leidet, und die Fischindustrie
interessiert die Frage nach den Fang-
quoten.



Ernährung

22

Die Hauptverantwortlichen für eine
nachhaltige Fischerei sind Politik und
Industrie. Sie bestimmen, wie viel und
auf welche Weise Fisch gefangen wird.
Die VerbraucherInnen jedoch können
durch ein entsprechendes Einkaufs-
verhalten zeigen, dass ihnen eine
verantwortungsvolle Fischerei wichtig
ist. Deshalb haben die Verbraucher-
zentralen Hamburg und Bremen und
der WWF einen neuen Einkaufsführer
Fisch erarbeitet, der in handlicher Form
- je nach Bestandssituation, Fang-
methode und Beifang - grünes, gelbes
oder rotes Licht für die verschiedenen
Fischarten gibt.
Der industriell betriebene Fischfang hat
häufig katastrophale Auswirkungen auf
die Meeresumwelt. 75 % der weltweiten
Fischbestände sind überfischt oder
werden bis an ihre Grenzen befischt.
Zudem verwüsten einige Fangmethoden
den Meeresboden, zerstören wertvolle
Korallenriffe oder werden Meeres-
säugern und Seevögeln zum tödlichen
Verhängnis.
Besonders schlecht geht es den Be-
ständen von Kabeljau, Seezunge und
Seehecht. Grünes Licht dagegen
bekamen Alaska-Wildlachs, Hering,
Makrele, Seelachs und Zander. Diese
Fischarten werden vergleichsweise
umweltfreundlich gefangen und leben in
weitgehend intakten Beständen. Nicht
nur aus ökologischen Gründen sind
gesunde Fischbestände von großer
Bedeutung, auch die wirtschaftlichen
Folgen einer zerstörten Meeresumwelt
wären immens. Der deutsche Seefisch-
markt ist zu 80% abhängig von der
Fischerei außerhalb der deutschen
Gewässer, allein das zeigt die Notwen-
digkeit einer internationalen Lösung. Auf
der Pressekonferenz zur Vorstellung
des neuen Einkaufsführers erläuterte
Umweltsenator Jens Eckhoff, dass
besonders Bremen und Bremerhaven
als zentrale Standorte für den Handel
und die Verarbeitung abhängig von
einer gesunden Meeresumwelt sind.

Als einen großen Erfolg konnten die
Herausgeber auch die Tatsche verbu-
chen, dass sowohl Bundesverbraucher-
ministerin Renate Künast als auch
Bundesumweltminister Jürgen Trittin
das Vorwort zur Broschüre beisteuerten.
In den letzten sechs Wochen des
Jahres hat allein die Verbraucher-
zentrale etwa 3.000 Broschüren ver-
schickt.

Fragwürdige Werbung für
Kinder und Jugendliche -
Verbraucherzentrale hat
die Kinderkampagne in
Bremen gestartet

Ein Spar-Guthaben über 5,- Euro
für 38 Tafeln Schokolade?
Pornografische Spiele fürs
Handy?
Den Mund mit Gummibärchen
proppevoll stopfen?
Sportgeräte für die Schule gegen
Berge von Cornflakes?
Überraschungseier mit Spielzeug
UND Internetverlockung?

Die Art und Weise, mit der die Industrie
mittlerweile die jüngste Käuferschicht
umwirbt, ruft bei Verbraucherschützern
immer häufiger Kritik hervor.
Dabei ist das Interesse der Wirtschaft
an dieser Altersgruppe durchaus ver-
ständlich, verfügen doch die 11 Mio.
Kinder und Jugendlichen in Deutsch-
land zwischen 6 und 19 Jahren über
20.000.000.000,- Euro im Jahr. Selbst
Erwachsenen fällt es zunehmend
schwer, die subtilen Methoden der
Werbung zu erkennen und zu durch-
schauen. Kindern jedoch ist es nahezu
unmöglich, zwischen Fakten und
Werbeaussagen noch zu differenzieren.

Videobeitrag
auf CD-ROM

siehe
Presseartikel
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Nehmen sie die Werbebotschaften für
bare Münze, können sie sich sogar
Schaden zufügen.
Ein Beispiel:
Die Firma Ferrero und die Postbank
versuchen auf höchst zweifelhafte
Weise, Kinder an ihre Unternehmen zu
binden: wer insgesamt 38 Tafeln Kinder-
schokolade einkauft, hat die 75 "Milch-
taler" zusammen, die zu einer Gutschrift
über 5,- Euro bei der Postbank berechti-
gen. Die auf der Schokoladenpackung
abgedruckte Nährwerttabelle wirkt
zusätzlich verlockend, werden doch - lt.
Herstellerangabe - mit dem Verzehr
einer ganzen(!) Tafel 40% der empfohle-
nen Tagesmenge für Calcium abge-
deckt. Die Verbraucherzentrale warnt
jedoch dringend davor, den notwendi-
gen Calciumbedarf auf eine so zweifel-
hafte Weise zu decken.
Ein zweites Beispiel:
Die Playstation Spiele-Konsole ist bei
Kindern und Jugendlichen beliebt - sie
schließen sie an den Fernseher an und
lassen sich von Abenteuer, Spiel und
Spaß faszinieren. Auch die entspre-
chenden Werbebeilagen in den Tages-
zeitungen richten sich an Kinder. Doch
die monatlich erscheinende Zeitschrift
"Playstation" dürfte nicht in Kinderhände
gelangen. Wenig Harmloses findet sich
darin, vielmehr Gewaltspiele und sogar
Pornografie fürs Handy werden angebo-
ten - eindeutige Abbildungen und
Frauen verachtende Texte inklusive.
Was für ein Menschenbild soll ein
Zehnjähriger da bekommen?
Das sind nur zwei fragwürdige Beispiele
einer langen Reihe, die sich leider(!)
beliebig fortsetzen lässt.
Deshalb hat der Bundesverband der
Verbraucherzentralen zusammen mit
den Verbraucherzentralen die Kinder-
kampagne gestartet. Ziel ist, Kindern
und Jugendlichen die Werbekompetenz
zu vermitteln, die sie zu einem sinnvol-
len Umgang mit Werbung befähigen.
Gleichzeitig wird der Bundesverband
konsequent gegen Werbung vorgehen,
die die Kinder und Jugendlichen mani-
puliert, illegal ist oder gegen die Selbst-
verpflichtungen der Werbewirtschaft
verstößt.

Auf einer großen Pressekonferenz
zusammen mit Bildungssenator Willi
Lemke, der die Kampagne unterstützt,
wurde der Startschuss für Bremen
gegeben.
Zunächst sollen Eltern, Lehrer und
Erzieher fragwürdige Werbung an den
Bundesverband der Verbraucher-
zentralen weiterleiten. Dieser prüft,
inwieweit juristische Schritte gegen die
Werbung der Unternehmen möglich
sind. Ausführliche Informationen zur
Kampagne gibt es auch auf der extra
eingerichteten Homepage unter
www.kinderkampagne.de .

Presseartikel zum Thema
Ernährung

Weser-Kurier, 11.03.2003
Übergewichtige Kinder
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Frankfurter Rundschau,
30.01.2003
Muslimenführer
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Weser-Kurier, 18.09.2003
Pfifferlinge

Videobeitrag
auf CD-ROM
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Weser-Report, 09.04.2003
Eier-Kennzeichnung

Weser-Report, 27.04.2003
Fit im Alter

Weser-Kurier, 18.09.2003
Big Teens
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Weser-Kurier, 11.12.2003
Kinderwerbung



Jahresbericht 2003

Ernährung

29

Weser-Kurier, 03.04.2003
Faltblatt „Lammfleisch aus der Region“
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Historisches Zinstief bei
Hypothekendarlehen

Wer sich im vergangenen Jahr für den
Bau oder Kauf einer Immobilie ent-
schied oder eine bereits laufende
Finanzierung verlängern musste, fand
wiederum sehr günstige Bedingungen
vor. Das galt insbesondere für die
Sommermonate, in denen das Zins-
niveau ein neues langjähriges Tief
erreichte und ein Hypothekendarlehen
mit einer zehnjährigen Festschreibung
des Zinssatzes im Marktdurchschnitt nur
noch effektiv 4,5 Prozent pro Jahr
kostete.

Zu welchem Zinssatz die Finanzierung
abgeschlossen wurde, lag allerdings
nicht allein an der Entwicklung des
allgemeinen Zinsniveaus und am
Zeitpunkt der Kreditaufnahme, sondern
auch an der Wahl eines möglichst
preiswerten Finanziers. Statt sich mit
dem erstbesten Angebot der Hausbank
oder eines Vermittlers zufrieden zu
geben, war es für die Darlehensnehmer
deshalb wichtig, sich zunächst einen
breiten Marktüberblick zu verschaffen
und dann gezielt mit ausgesuchten
Kreditinstituten zu verhandeln.

Denn zwischen den Anbietern zeigten
sich einmal mehr erhebliche Unterschie-
de. Während der günstigste Anbieter in
der Spitze im Zinstief einen Zinssatz von
effektiv 3,75 Prozent offerierte, kostete
die zehnjährige Zinsbindung gleichzeitig
bei dem teuersten Kreditinstitut effektiv
5,16 Prozent. Über die zehnjährige
Laufzeit hinweg bedeutete dies für ein
Hypothekendarlehen über 100.000,-
Euro einen Kostenunterschied von über
15.000 Euro. Wer gut vorbereitet die
Finanzierung in Angriff nahm, konnte
somit Tausende von Euro sparen.

Die Möglichkeit, sich bei der
Verbraucherzentrale kompetent und
unabhängig von Anbieterinteressen
beraten zu lassen, wurde im Berichts-
jahr wiederum ausgiebig genutzt. Mit
rund 470 Vorabberatungen war dabei
erneut ein deutlicher Anstieg zum
Vorjahr zu verzeichnen. Nachfrage
fördernd wirkte sich insbesondere die
Absicht der Bundesregierung aus, die
Eigenheimzulage und das Bau-
kindergeld ersatzlos zu streichen. Die
veranlasste viele, einen geplanten
Eigenheimerwerb vorzuziehen oder
zumindest prüfen zu lassen, ob der Bau
oder Kauf einer eigenen Immobilie
finanziell tragbar sein würde. In nicht
wenigen Fällen musste dabei aber auch
abgeraten werden.

FinanFinanFinanFinanFinanzdienzdienzdienzdienzdienssssstttttleileileileileissssstttttunununununggggg

Massive Probleme bei
Finanzierungs-
kombinationen

Viele Darlehensnehmer haben sich in
der Vergangenheit dazu überreden
lassen, statt eines klassischen
Hypothekendarlehens mit laufender
Tilgung eine Finanzierung in Kombinati-
on mit einer Kapital bildenden Lebens-
versicherung abzuschließen. Bei dieser
Finanzierung zahlt der Kreditnehmer
lediglich die Zinsen für den Kredit,
während die Tilgung erst am Ende über
die Auszahlung der Lebensversicherung
erfolgt.

Die Verbraucherzentrale hat von dieser
Form der Finanzierung stets abgeraten,
da sie mit erheblichen Risiken verbun-
den ist und insbesondere die Gefahr
besteht, dass die Ablaufleistung der
Versicherung am Ende erheblich niedri-
ger als erwartet ausfällt und sie nicht
ausreicht, um den Kredit vollständig zu
tilgen. Nachdem die Versicherungsge-
sellschaften ihre Überschuss-
beteiligungen in 2003 auf breiter Front
deutlich gesenkt haben, zeichnet sich
diese Gefahr inzwischen in einer
bislang nicht da gewesenen Schärfe ab.

Videobeitrag
auf CD-ROM
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In einer Vielzahl von Fällen drohen die
Darlehensnehmer nach den aktuellen
Hochrechnungen am Ende auf bis zu
einem Drittel ihrer Schulden sitzen zu
bleiben.

Die Verbraucherzentrale Bremen hat
deshalb für die Betroffenen eine speziel-
le Beratung angeboten. Bei ihr geht es
zum einen darum zu prüfen, ob und in
welcher Form die Darlehensnehmer
eigene zusätzliche Anstrengungen
unternehmen können, um die sich
abzeichnenden Lücken zu schließen.
Konkret wird dabei untersucht, ob das
Darlehen nach den vertraglichen Be-
stimmungen auf eine laufende Tilgung
umgestellt werden kann oder ob
zumindest - wenn möglich - eine zusätz-
liche laufende Tilgung neben der Le-
bensversicherung erfolgen darf. Wenn
die Zinsfestschreibung gerade ausge-
laufen ist, wird überdies geprüft, ob es
nicht besser ist, die Lebensversicherung
zu kündigen, mit der Auszahlung eine
Sondertilgung zu leisten und die Finan-
zierung als reines Annuitätendarlehen
mit laufender Tilgung fortzusetzen.
Sofern nach den vertraglichen Bedin-
gungen noch keine Modifizierung der
Finanzierung möglich ist, werden
zudem Empfehlungen gegeben, wie
zusätzliche Gelder am sinnvollsten für
eine spätere Einbringung in die Finan-
zierung angespart werden können.

Neben diesen Empfehlungen zu eige-
nen zusätzlichen Anstrengungen berät
die Verbraucherzentrale zum anderen
aber auch zu möglichen
Schadensersatzforderungen gegen die
Kreditinstitute oder die Vermittler.
Denn insbesondere bei einer selbst
genutzten Immobilie war die Finanzie-
rung mit einer Lebensversicherung in
der Regel von Anfang an nicht empfeh-
lenswert und sie konnte nur deshalb an
den Mann oder die Frau gebracht
werden, weil die spezifischen Nachteile
und Risiken dieser Finanzierungs-
konstruktion verschwiegen wurden.

Die Verbraucherzentrale bietet deshalb
eine kritische Analyse der Finanzierung
an, bei der diese auf Ansatzpunkte
geprüft wird, die auf ein Aufklärungs-
verschulden hinweisen. Diese
Finanzierungsanalyse soll als Grundla-
ge für Verhandlungen mit dem Kredit-
institut, aber auch für etwaige
Schadensersatzklagen dienen.

Das gleiche Beratungsangebot richtet
sich an Darlehensnehmer, die sich zu
einer Finanzierungskombination haben
überreden lassen, bei der anstelle einer
laufenden Tilgung zunächst ein Baus-
parvertrag angespart und vorfinanziert
werden muss. Solche Bausparsofort-
finanzierungen sind zwar nicht so
problematisch wie die Finanzierungen
mit Lebensversicherungen. Sie sind
aber regelmäßig deutlich teurer, als ein
normaler Kreditnehmer erkennen kann
und sind im Vergleich zu einem klassi-
schen Annuitätendarlehen oftmals auch
mit erheblichen finanziellen Nachteilen
verbunden. Diese zeigen sich
insbesondere dann, wenn - wie im
Berichtsjahr - ein normales Hypotheken-
darlehen sogar billiger ist als ein Bau-
spardarlehen und es trotz langjähriger
Vorfinanzierung keinen Sinn macht, den
Kreditanspruch eines zugeteilten Bau-
sparvertrages zu nutzen. In diesen
Fällen erweist sich die Vorfinanzierung
der Bausparverträge als ein teurer
Umweg, die den Darlehensnehmern
nicht selten finanzielle Nachteile in
fünfstelliger Höhe beschert.

Auch in diesen Fällen lässt sich regel-
mäßig beobachten, dass die
Kreditnehmer von den Anbietern und
Vermittlern nicht richtig über die Beson-
derheiten der Finanzierung aufgeklärt
wurden. Von daher stellt sich ebenfalls
die Frage eines möglichen Schadenser-
satzes.

Mit insgesamt 175 Einzelberatungen
wurde das Beratungsangebot zu diesen
Finanzierungskombinationen mit Le-
bensversicherung oder Bauspar-
verträgen stark nachgefragt.

siehe
Presseartikel
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Dauerbrenner: Überprü-
fung von Vorfälligkeits-
entschädigungen

Eine rege Nachfrage war nach wie vor
bei der Überprüfung von Vorfälligkeits-
entschädigungen zu verzeichnen, die
bei der vorzeitigen Ablösung von
Hypothekendarlehen zu zahlen sind.
Für insgesamt 580 Darlehen wurden
Überprüfungsberechnungen durchge-
führt. Dabei zeigte sich einerseits, dass
die Differenzen zwischen den geforder-
ten und den berechtigten
Entschädigungsbeträgen im Vergleich
zu früheren Jahren in der Regel deutlich
geringer geworden sind. Andererseits
gibt es aber nach wie vor Streitpunkte in
der Frage der korrekten Berechnung
von Vorfälligkeitsentschädigungen, die
in der Rechtsprechung noch nicht
abschließend geklärt sind und die sich
nicht unerheblich auf die Höhe der zu
zahlenden Abstandsleistungen auswir-
ken. Dies ist vor allem die Frage der
ersparten Risiko- und Verwaltungs-
kosten, die die Kreditinstitute schadens-
mindernd berücksichtigen müssen,
sowie die Datenquelle, aus der die
Vergleichszinsen für die Schadens-
berechnung heranzuziehen sind. Strittig
ist zudem oftmals der Zeitpunkt, zu dem
die Vorfälligkeitsentschädigung zu
berechnen ist sowie die Frage, ob
vertraglich eingeräumte Sondertilgungs-
möglichkeiten bei der Berechnung des
Zinsschadens der Bank abzusetzen
sind. In diesen Punkten hat die Recht-
sprechung im Berichtsjahr keinerlei
Fortschritt erbracht. Insbesondere bei
der Frage der ersparten Risikokosten
war vielmehr zu beobachten, dass die
unteren Gerichtsinstanzen oftmals die
Möglichkeit zur eigenen Schätzung
nutzten, dabei aber praktisch nur die
Werte aus anderen Urteilen übernah-
men, ohne sich selbst substantiiert mit
dem Problem auseinanderzusetzen.

Obwohl wegen dieser strittigen Fragen
die von der Verbraucherzentrale ermit-
telten Differenzen zumeist nicht in
vollem Umfang anerkannt wurden,
konnte in der Mehrzahl der Fälle
zumindest eine teilweise Rückerstattung
der Vorfälligkeitsentschädigung erreicht
werden.

Geldanlageberatung und
private Altersvorsorge

Auch wenn die Aktienkurse langsam
wieder steigen, ist das Vertrauen vieler
VerbraucherInnen in diese Anlage-
formen verloren gegangen. Die so
genannten konservativen Geldanlagen
sind wieder ins Blickfeld gerückt. Unse-
re Marktübersicht "Sparen und Geldan-
lage", die inzwischen wöchentlich
aktualisiert wird, enthält eine Vielzahl
von festverzinslichen Anlageprodukten.
Mit Zinsübersichten im kurz-, mittel- und
langfristigen Bereich erhält der Rat-
suchende konkrete Angaben über
Anlagemöglichkeiten. In der persönli-
chen Geldanlageberatung wird von uns
auch geprüft, ob VerbraucherInnen beim
Sparen staatliche Zulagen nutzen
können. Vielen ist nicht bekannt, dass
sie zum Kreis der Förderberechtigten
gehören bzw. sie nutzen eine mögliche
Förderung nicht optimal aus. Dies ist
häufig bei der Wohnungsbauprämie der
Fall. Mit unserer Marktübersicht über
Rendite-Bausparverträge haben wir
anhand von verschiedenen Modell-
beispielen und Modellberechnungen die
Rendite von Bauspartarifen berechnet
und damit mögliche Vorteile für einen
Vertragsabschluss dargestellt. Für
Interessierte haben wir darüber hinaus
ein spezielle Beratung zu diesem
Thema angeboten. Ab 2004 ist die
Wohnungsbauprämie gesenkt worden.
Dennoch bleibt diese Sparplanvariante
für viele weiterhin attraktiv.

siehe
Presseartikel
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Probleme der
Kapitalanlage

Eine vorbeugende Beratung, durch die
Fehler bei der Geldanlage und Alters-
vorsorge vermieden werden sollen,
kommt oftmals zu spät. Viele
VerbraucherInnen sind bereits falsch
informiert oder - schlimmer noch - Opfer
von Betrügern des Grauen Kapitalmark-
tes geworden. Die Verbraucherzentrale
bietet deshalb auch eine juristische
Beratung zu Problemen bei der Kapital-
anlage an. Zielsetzung ist vor allem,
eine "erste Hilfe" für betroffene
VerbraucherInnen zu leisten und ihnen
eine Orientierung zum weiteren Vorge-
hen zu geben.

Ein Schwerpunkt der Beratungen lag im
Berichtsjahr bei der Geldanlage in
Aktienfonds, die infolge des Kurs-
rückganges an den Börsen starke und
teilweise drastische Verluste verzeich-
neten. In vielen Fällen zeigte sich dabei,
dass die VerbraucherInnen weder
anlage- noch anlegergerecht beraten
worden waren. Auffällig und auch für die
Verbraucherzentrale überraschend war
dabei insbesondere der hohe Anteil
älterer Anleger, denen der Kauf von -
mitunter auch noch sehr riskanten -
Aktienfondsanteilen empfohlen worden
war. In einer ganzen Reihe von Fällen
zeigte sich allerdings auch, dass die
Durchsetzung von Schadensersatzan-
sprüche kaum noch Aussicht auf Erfolg
besaßen, da die Ansprüche aufgrund
der kurzen Fristen wahrscheinlich
bereits verjährt sind.

Eine auffällige Häufung von Anfragen
betraf zudem den Abschluss von Fonds
gebundenen Lebensversicherungen, bei
denen den Anlegern systematisch
überhöhte Vertragssummen verkauft
und erhebliche Schäden durch die
hohen Provisionen angerichtet worden
waren. Teilweise war nicht einmal die
Hälfte der eingezahlten Gelder tatsäch-
lich in die Fonds geflossen.

Einen weiteren Schwerpunkt bildeten
schließlich erneut die Unternehmens-
beteiligungen am Grauen Kapitalmarkt.
Die häufigsten Anfragen betrafen hier
die Euro-Gruppe mit ihren verschiede-
nen Gesellschaften.

Private Altersvorsorge:
nötiger denn je!

Die private Altersvorsorge für die Zeit
nach dem Erwerbsleben ist heute
wichtiger denn je. Mit der Rentenreform
werden die Leistungen aus der gesetzli-
chen Rentenversicherung zukünftig
weiter sinken. Seit 2002 fördert der
Staat eine private Altersvorsorge als
Ergänzung zur gesetzlichen Rente.
Zudem haben alle ArbeitnehmerInnen
einen Anspruch auf eine betriebliche
Altersvorsorge. Arbeitgeber sind ver-
pflichtet, ihren ArbeitnehmerInnen ein
Angebot zu unterbreiten. Die Entschei-
dung welche Form angeboten wird, liegt
allerdings allein beim Arbeitgeber.
Losgelöst von einem Arbeitgeberan-
gebot haben alle Beschäftigten die
Möglichkeit, die in die gesetzliche
Rentenversicherung einzahlen, einen
Altersvorsorgevertrag mit einer sog.
Riesterförderung abzuschließen. Bei
einer Entscheidung für einen Riester-
vertrag kann auch ein nicht berufstätiger
Ehepartner in den Genuss einer Förde-
rung kommen. Hier ist insbesondere an
Familien mit Kindern gedacht worden.
Aber auch für besser verdienende
Alleinstehende ohne Kinder kann diese
Vertragsform interessant sein. Die
große Nachfrage nach unserem
Beratungsangebot zeigt das große
Vertrauen in unsere Institution. Wir
gelten als kompetente Anlaufstelle ohne
Verkaufsinteresse. Der Vorteil unseres
Beratungsangebotes liegt darin, dass
wir einen Lösungsweg mit den
VerbraucherInnen erarbeiten, der auf
die persönliche Situation abgestellt ist,
da die Lebensverhältnisse der Einzel-
nen sehr unterschiedlich sind.
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Wichtig bleibt bei der Produktauswahl,
dass diese auch auf andere Lebens-
phasen angepasst werden kann, ohne
dass Verluste in der Ansparphase
entstehen. Vielfach kann die Lebens-
planung aufgrund der zunehmenden
beruflichen Unsicherheiten nicht mehr
langfristig gestaltet werden. Dies betrifft
insbesondere die Jüngeren. Dies muss
bei der Produktauswahl berücksichtigt
werden. In den Beratungen haben wir
immer wieder festgestellt, dass die
Anbieter/Vermittler aufgrund gestreckter
Provisionszahlungen von Riester-
verträgen abrieten. Während bei der
betrieblichen Altersvorsorge die Vermitt-
ler ihre Provision überwiegend bei
Vertragsabschluss geltend machen,
müssen bei einem Riesterabschluss die
Provisionen auf 10 Jahre verteilt wer-
den. In den Beratungsgesprächen
wurde zum Teil deutlich, dass aufgrund
einer unsicheren Arbeitssituation die
VerbraucherInnen sich teilweise gegen
ein betriebliches Altersvorsorgemodell
entscheiden, da man nicht sicher ist, ob
ein Folgearbeitgeber dieses Modell
anbietet und gegebenenfalls ein neuer
Vertragsabschluss erforderlich ist.
Insgesamt bleibt festzustellen, dass die
Sorge der VerbraucherInnen über eine
nicht ausreichende private Altersvor-
sorge größer geworden ist. Festgestellt
werden muss allerdings auch, dass bei
nicht Wenigen keine ausreichenden
finanziellen Mittel vorhanden sind, um
für das Alter vorsorgen zu können.

Und immer wieder falsch
oder zu teuer versichert

Versicherungen sollen hauptsächlich
existenzbedrohende Risiken absichern.
An erster Stelle muss die Höhe des
möglichen Schadens berücksichtigt
werden. Erst dann kann an Geldanlage
oder zusätzliche Altersvorsorge gedacht
werden. Bei der Durchsicht der uns
vorgelegten Versicherungspolicen
stellen wir jedoch immer wieder fest,
dass in vielen Fällen nicht nach diesem
Prinzip vorgegangen wird. Da werden
Sicherheitspläne, Schutzbriefe oder
Versicherungspakete verkauft, die oft
am Bedarf vorbeigehen. Häufig sind
wichtige Risikoabsicherungen nicht
vorhanden, dafür jedoch weniger
wichtige Versicherungsprodukte, wie
zum Beispiel Glasversicherungen,
Reisegepäckversicherungen oder
Elektrogeräte-Reparaturversicherungen.
Mitunter wird der zweite Schritt vor dem
ersten gemacht und es werden vorran-
gig Kapitallebensversicherungen oder
andere Altersvorsorgeprodukte und
Geldanlageverträge abgeschlossen. Oft
genug wird der Versicherungsschutz
beibehalten, obschon sich die Lebens-
situation geändert hat. Die Anpassung
an veränderte Umstände kann jedoch
Geld sparen und Versicherungslücken
verhindern.
Der Versicherungsbedarf ist je nach
Risikosituation des Kunden individuell
sehr unterschiedlich. Daher wird unser
Angebot, individuelle persönliche
Beratung zur Beurteilung der Gesamt-
versicherungssituation, sehr gut ange-
nommen. Mit Dauerrabatten werden
Versicherungsnehmer in langfristige
Verträge gelockt, und oft erfahren die
Betroffenen erst später, dass sie fünf
Jahre an einen Vertrag gebunden sind,
der trotz Dauerrabatt pro Jahr erheblich
teurer ist, als vergleichbare Produkte
mit einjähriger Bindung. Hier stellt sich
dann regelmäßig die Frage nach weite-
ren Kündigungsmöglichkeiten.
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Viel Nachfrage rund um
den Wechsel der Kranken-
kasse

In diesem Jahr war wieder der
"Beratungsbrief Krankenkassen" in
unserem Angebot. Obwohl die Erfahrun-
gen des Jahres gezeigt haben, dass der
Beitragssatz nicht das alleinige Kriteri-
um für die Entscheidung sein kann und
dass es vielfach Beschwerden über
einzelne "Billigkassen" gab, ist es in der
Praxis oftmals schwierig, das Problem-
bewusstsein für Leistungs- und Service-
unterschiede zu wecken. Gerade bei
den teuer gewordenen Leistungen im
Bereich Gesundheit kommt es den
Ratsuchenden meist lediglich auf
Einsparmöglichkeiten an. So wurde
dieses Angebot nicht so optimal ge-
nutzt, wie es für die
Entscheidungsfindung nützlich gewesen
wäre.
Für viel Verunsicherung sorgte auch die
Gesundheitsreform, die auch schon in
diesem Jahr ihre Schatten voraus warf.
Praxisgebühr, Zuzahlungen, Belas-
tungsgrenzen, ausgeschlossene Leis-
tungen, Sterbe- und Entbindungsgeld,
Fahrkosten, Brillen und Zahnersatz
waren Gegenstand der Anfragen. Viele
gesetzlich Versicherte wollten sofort
voller Panik im Schnellverfahren eine
private Zusatzversicherung abschlie-
ßen, Zahnbehandlungen möglichst noch
bis Dezember durchführen lassen und
in letzter Minute eine neue Brille bestel-
len. Hier zu Besonnenheit zu raten,
stellte eine besondere Herausforderung
dar.

Lieber privat krankenversichert ?

Für die meisten Versicherten stellt sich
die Frage gar nicht, ob nun eine gesetz-
liche Krankenkasse gewählt werden
oder besser eine private Krankenversi-
cherung abgeschlossen werden sollte.
Wer versicherungspflichtig ist, kann sich
nur gesetzlich versichern.

Die Wahl haben nur Arbeitnehmer mit
einem Einkommen oberhalb der Pflicht-
versicherungsgrenze sowie Studenten,
Beamte, Pensionäre und Personen, die
auf Antrag von der Versicherungspflicht
befreit wurden. Durch die Erhöhung der
Pflichtversicherungsgrenze in diesem
Jahr ist die Hürde für einen Wechsel ins
private System noch erhöht worden.
Dieser Schritt muss auch gut überlegt
werden, da eine Rückkehr in die gesetz-
liche Krankenversicherung oft nicht
mehr möglich ist und zwischen der
gesetzlichen und der privaten Kranken-
versicherung erhebliche Unterschiede
bestehen. Junge, gesunde Versiche-
rungsnehmer sehen häufig nur die
Preis- und Leistungsunterschiede, die
diese Personengruppe in die private
Krankenversicherung locken. Versiche-
rungsvertreter unterstützen Wechsel-
willige, und so ist vielen nicht klar, dass
dies eine Entscheidung fürs Leben sein
kann. Welche Kriterien für die Entschei-
dung eine Rolle spielen und ob im
konkreten Einzelfall der Wechsel loh-
nend ist und für wen welcher Tarif in
Frage kommt, ist Gegenstand unserer
individuellen, computergestützten
Beratung.

Schadensfall - was tun?

Was eine Versicherung taugt, zeigt sich
meist erst im Schadensfall. Viele Versi-
cherte wissen nicht, welche Obliegen-
heiten ihnen durch den Vertragsschluss
auferlegt sind. Schadensminderungs-
pflicht, Auskunfts- und Belegpflicht und
die Frage, wann und was innerhalb
welcher Frist gemeldet werden muss, ist
den Betroffenen oft nicht klar. Da die
Vertragsgestaltung durch
Versicherungsbedingungen, die in der
Regel nicht gelesen werden, unter-
schiedlich ist und sich daraus Abwei-
chungen im Deckungsumfang ergeben,
ist ein Streit oft nicht vermeidbar.
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Da jeder Einzelfall anders ist, ist der
Ratsuchende in der Auseinanderset-
zung mit seiner Versicherung häufig
überfordert. Hier bietet unsere individu-
elle, persönliche Beratung konkrete
Hilfe bei der Durchsetzung von berech-
tigten Ansprüchen.

Wie sichere ich das Invaliditäts-
risiko ab?

Bei Durchsicht vorhandener Policen ist
feststellbar, dass viele Menschen
befürchten, Opfer eines Unfalls zu
werden. Neben dem gesetzlichen
Schutz sind viele privat unfallversichert,
um dieses Risiko auch für Unfälle in der
Freizeit abzusichern. Unfälle, die so
tragisch enden, dass die Arbeitskraft
gänzlich eingebüßt wird, passieren
jedoch glücklicherweise nicht oft.
Offensichtlich hoffen die meisten Versi-
cherungsnehmer, insbesondere junge
Menschen, gesund zu bleiben, denn
das Risiko durch eine Krankheit die
Arbeitskraft zu verlieren, ist in viel zu
wenig Fällen abgesichert. Eine trügeri-
sche Hoffnung. Jeder vierte Arbeitneh-
mer muss vorzeitig aus dem Berufsle-
ben aussteigen und dies zumeist
aufgrund einer Krankheit. Da der ge-
setzliche Schutz gravierend einge-
schränkt ist, hilft hier nur eine private
Berufsunfähigkeitsversicherung. Diese
Police sollte jeder im arbeitsfähigen
Alter haben, es sei denn, er ist vermö-
gend oder hat eine ausreichende
Absicherung zum Beispiel über ein
berufsständisches Versorgungswerk.
Leider können viele diese wichtige
Versicherung nicht oder nicht zu akzep-
tablen Bedingungen abschließen. Die
Beratungspraxis zeigt, dass oft der
gewünschte Vertrag nicht zu bekommen
ist. Vorerkrankungen führen häufig zu
Ablehnungen, Ausschlüssen oder
Risikozuschlägen. Manche Berufs-
gruppen werden mit viel zu kurzer
Laufzeit und mit schlechten
Bedingungswerken versichert. Andere
können den Vertrag möglicherweise
nicht bezahlen, da sie aufgrund ihres
Alters wesentlich mehr bezahlen müs-
sen als junge Arbeitnehmer.

Ist die Familie im Falle des
Todes ausreichend abgesi-
chert?

Zwar haben viele Ratsuchende eine
Lebensversicherung, jedoch zumeist
einen kapitalbildenden Vertrag. Sicher
ist es gut, auch an eine zusätzliche
private Altersvorsorge zu denken,
wichtiger ist es aber zunächst die
Hinterbliebenen abzusichern, für den
Fall, dass der Haupternährer der Fami-
lie verstirbt. Dies kann in erster Linie
über eine Risikolebensversicherung
ohne Kapitalbildung geschehen. Die
Beiträge sind relativ gering, da es nur
zu einer Auszahlung kommt, wenn der
Todesfall während der Vertragslaufzeit
eintritt. Besonders für junge Familien ist
diese Police besonders wichtig. Die
Beratungspraxis zeigt aber, dass in
diesem Bereich vielfach Versorgungs-
lücken vorhanden sind. Häufig wird bei
der Bemessung der Todesfallsumme
lediglich an die Absicherung von Kredi-
ten oder Hypothekendarlehen gedacht
und der Alltagsbedarf vergessen.

Das Vergleichen der Angebote ist
zumeist für Laien kaum machbar, da es
große Unterschiede bei den Vertrags-
formen, den Antragsformularen und den
Versicherungsbedingungen gibt. Der
Vertrag ist verhältnismäßig teuer und
ein späterer Wechsel in der Regel nicht
möglich oder sinnvoll. Daher sind viele
auf unabhängige Beratung angewiesen.
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Juristische Beratung zu
Bau-, Immobilien- und
Grundstückskaufverträgen

Bei der Verbraucherzentrale an der
richtigen Adresse ist man, wenn man
ein Baurechtsproblem hat. Die
Verbraucherzentrale bietet seit Anfang
2003 eine umfassende juristische
Beratung rund um alle Fragen des
Bauens an. Neben der Vertragsüber-
prüfung bietet die Verbraucherzentrale
den VerbraucherInnen auch eine außer-
gerichtliche Interessenvertretung bei der
Durchsetzung von Ansprüchen bei
Vertragsverletzungen an.
Bei der Überprüfung der Verträge geht
es vornehmlich darum, dem Rat-
suchenden komplizierte Klauseln zu
erläutern, damit VerbraucherInnen mit
Sicherheit wissen, worum es wirklich
geht und worauf es ankommt. Darüber
hinaus werden Vertragswerke auf
unwirksame oder einseitig belastende
Bedingungen hin überprüft sowie Tipps
und Handreichungen für vorteilhafte
Formulierungen und weitere Nach-
verhandlungen gegeben.
Die meisten Probleme traten bei Bau-
trägerverträgen und so genannten
"verdeckten Bauträgermodellen" auf.
Die angehenden Eigenheimbesitzer
sehen sich mit einem umfangreichen
Vertragswerk konfrontiert, das schwer
verständlich ist und oftmals auch nicht
ausreichend erläutert wird. Nicht selten
unterschreiben viele VerbraucherInnen
das Vertragswerk kritiklos. Hier besteht
aber die Gefahr, unter Umständen
rechtliche und damit auch erhebliche
finanzielle Nachteile zu erleiden. Darum
gilt: Nur vor der Unterzeichnung können
VerbraucherInnen das Vertragswerk
mitgestalten und nachteilige Vertrags-
bestimmungen abwehren. Steht doch
dem vertragskundigen Bauunternehmen
ein mit der Materie weitaus weniger
vertrauter Bauherr gegenüber. Entspre-
chend sind die angebotenen Bauverträ-
ge sehr einseitig zu Gunsten der Bau-
unternehmen abgefasst.

So finden sich in jedem Bauvertrag
Klauseln, die nicht mit dem Recht der
Allgemeinen Geschäftsbedingungen
vereinbar sind. Dabei handelt es sich
vor allem um Klauseln, mit denen das
Leistungsverweigerungsrecht des
Bauherrn wegen ausstehender Rest-
arbeiten oder Mängel eingeschränkt
wird, mit denen höhere Ratenzahlungen
verlangt werden, als dies dem Bauab-
schnitt entspricht oder um Klauseln, mit
denen eine einseitige Änderung der
Bauleistung durch den Bauunternehmer
festgeschrieben wird. Derartige Klau-
seln können später zu erhebliche
Auseinandersetzungen zwischen
Bauunternehmer und Bauherren führen,
die oftmals auch vor Gericht enden.
Zur Verdeutlichung des Problems ein
Beispiel aus der Praxis: Der Bundesge-
richtshof (BGH) gewährte einem Bau-
herrn Schadensersatzansprüche im
Zusammenhang mit dem Bau einer rund
60.000 Euro teuren Souterrainwohnung.
Die Wohnung ließ sich aufgrund eines
Planungsfehlers des Architekten nicht
ausreichend belüften und wies deshalb
Feuchtigkeitsschäden auf. Der BGH hat
wegen der schwächeren Position der
VerbraucherInnen gegenüber Bau-
trägern und deren Klauselwerken die
Rechte von Bauherren gestärkt.
Firmen, die vertraglich die Errichtung
eines Hauses komplett übernommen
haben, können sich nicht aus der
Haftung für etwaige Baumängel zurück-
ziehen, indem sie ihre Kunden auf
Ansprüche gegen andere Beteiligten
wie Architekten oder Handwerker
verweisen. Eine entsprechende Klausel
im Vertrag benachteiligt den Bauherrn
unangemessen und verstößt deshalb
gegen das Gesetz.



Das Gericht führte zur Begründung aus:
Der Zweck des Bauträgervertrags liege
gerade darin, dass die Abwicklung des
Projekts in einer Hand liegen soll.
Würde der Bauherr darauf verwiesen,
etwaige Ansprüche gegen jeden einzel-
nen am Bau Beteiligten durchzusetzen,
würde dieser Zweck ausgehebelt. Er
müsste unter Umständen mit erhebli-
chem Zeitaufwand durch Sachverständi-
ge feststellen lassen, wer im Einzelnen
für den festgestellten Mangel verant-
wortlich ist. Mit dem Urteil korrigierte der
BGH seine Rechtsprechung. Bisher hielt
er Klauseln für zulässig, die dem Haus-
käufer zumindest "Bemühungen" um die
außergerichtliche Durchsetzung von
Ansprüchen gegen Bauhandwerker
zugemutet hatten. Dieses Beispiel zeigt
deutlich, wie Bauträger versuchen,
Verantwortung und Haftung mit allen
Mitteln von sich zu weisen und den
VerbraucherInnen aufzubürden. Es
zeigt auch, dass Bauherren in extreme
Schwierigkeiten kommen können, wenn
sie im Vertrag eine einzige Klausel
übersehen oder falsch gedeutet haben.
Schlussendlich zeigt dieses Beispiel
anschaulich, dass es immens wichtig
ist, sich bei der Verbraucherzentrale
vorbeugend beraten zu lassen, bevor
man seinen Namen unter einen Bau-
kontrakt setzt.
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Bautechnische Beratung

Mängel beim Neubau oder verdeckte
Schäden in Altbauten können erhebli-
che Zusatzkosten nach sich ziehen.
Gleiches gilt für Fehler bei der Altbau-
sanierung. Aus diesen Gründen bietet
die Verbraucherzentrale auch eine
bautechnische Beratung an.

Mit einer Beratung vor Ort wird den
KäuferInnen durch einen Architekten
eine fachlich versierte Hilfestellung bei
der Abnahme von Neubauten sowie
dem Kauf oder der Sanierung eines
Hauses oder einer Eigentumswohnung
gegeben.

Zudem besteht die Möglichkeit, schon
im Vorfeld die Vorgehensweise aus
Sicht  der Bauherrschaft zu analysieren
und zu  optimieren, die Bau-
beschreibung zu besprechen, um
mögliche Qualitäts- und Organisations-
mängel frühzeitig zu erkennen und zu
vermeiden.

Presseartikel zum Thema Finanzen, Geldanlage,
Versicherung und Bauen
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Baufinanzierung
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Weser-Report,
09.04.2003
Verbraucherkredite
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Weser-Kurier
am Sonntag, 25.05.2003
Vorfälligkeitsentschädigung
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Süddeutsche Zeitung, 18.10.2003
Verbraucherkredite
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Weser-Kurier
am Sonntag, 02.11.2003
Altersvorsorge
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Stromkonzerne
kassieren ab

Ende November erhielten mehr als
18.000 Bremer Stromkunden sehr
unerfreuliche Post von der swb Enordia:
unter dem Strich wird der "Freizeittarif"
um 71% erhöht. Dabei wurde er einge-
führt, um swb-KundInnen vom Wechsel
zu einem billigen Stromanbieter abzu-
halten.
Allerdings stand die swb nicht allein da:
mehr oder weniger alle großen
Stromanbieter kündigten Preis-
erhöhungen zum 1. Januar 2004 an.
Trotz hoher Gewinne nutzten die
Versorgungsunternehmen den fehlen-
den Wettbewerb erneut aus, um die
Privathaushalte zur Kasse zu bitten.
Und das ein halbes Jahr vor der Einrich-
tung der Regulierungsbehörde. Zufall?
Bereits heute zahlen die Privathaushalte
in Deutschland im EU-Vergleich
Spitzenpreise für Strom. Die Preis-
erhöhungen sind vor dem Hintergrund
eines bislang fehlenden Wettbewerbs
bei Privathaushalten und der
unregulierten Netzmonopole zu sehen.
Viele neue Anbieter haben sich vom
Markt zurückgezogen oder mussten
Insolvenz anmelden. Der Privathaushalt
hat kaum noch Alternativen zu einem
anderen Anbieter zu wechseln. Da die
alten Versorgungsunternehmen als
Netzmonopolisten über die Netz-
nutzungsentgelte die Strompreise der
neuen Anbieter entscheidend mitbestim-
men, kann der Privathaushalt von einem
Wechsel des Anbieters kaum profitieren.
Trotz Liberalisierung können Bremer
StromkundInnen ihren Stromanbieter
nicht frei wählen. Noch nicht einmal im
Land Bremen gibt es von der swb einen
einheitlichen Tarif; so liegen die Tarife in
Bremerhaven unter denen in Bremen-
Stadt. Und: die EWE, die günstigere
Tarife als die swb anbietet, liefert nicht
in das Land Bremen. Die EWE ist mit
ca. einem Drittel an der swb beteiligt.
Besteht deshalb kein Interesse nach
Bremen zu liefern?

Auch dieses Jahr fuhr er wieder; ein
Bus der BSAG mit dem Logo der
Verbraucherzentrale und den freundli-
chen Energieberatern. Spät kamen die
Mittel für das Projektmarketing, aber sie
kamen. Damit wurden wieder regelmä-
ßige Anzeigenschaltungen, Medien- und
Öffentlichkeitsarbeit ermöglicht.
Insbesondere wurden professionelle
Messebeteiligungen möglich, die sich
besonders immer nachhaltig auf die
Nachfrage nach Energieberatung
auswirken.

EnerEnerEnerEnerEnergiegiegiegiegie

Dauerthema Heizung

Die jährliche Heizkostenabrechnung ist
offensichtlich für viele VerbraucherInnen
der Anlass, sich mit dem eigenen
Verbrauchsverhalten auseinanderzu-
setzen. Die Möglichkeit, auf Einspar-
potenziale bei den jeweiligen Mietern,
Vermietern und Eigentümern hinzuwei-
sen, ist ein Grund, warum auch dieses
Thema nach wie vor einen weiteren
Schwerpunkt innerhalb der Energieein-
sparberatung darstellt. Außerdem hat
die Erhöhung der Energiekosten in den
letzten Quartalen hier zu einem deutli-
chen Mehrbedarf an Beratung hinsicht-
lich der Einsparmöglichkeiten geführt.
Die unabhängige Information durch die
Energieberater hinsichtlich verschiede-
ner Ausführungs- und Qualitäts-
merkmale der neuen Heizkessel-
generationen und deren Einspar-
potenziale wird von den
VerbraucherInnen mehr genutzt als in
den Vorjahren. Die anstehenden Maß-
nahmen aufgrund der Kleinfeuerungs-
anlagenverordnung bezüglich der
Grenzwerte und Übergangsfristen
erhöhen das Informationsbedürfnis der
VerbraucherInnen und führen immer
mehr zu konkreten Plänen hinsichtlich
des Austausches der Heizungsanlagen
vor dem Ablauf der Fristen. Irritationen
bezüglich der Nachrüstpflichten
aufgrund der Energieeinsparverordung
bestimmten vielfach das Diskussions-
geschehen in den Beratungen und
führten zu einer spürbaren Nachfrage.

siehe
Presseartikel
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Somit ist die Modernisierung im Bereich
Wärmeerzeugung bei Altbauten unver-
ändert ein Themenschwerpunkt der
Energieberatung. Das Bedürfnis der
VerbraucherInnen, sich in diesem
Bereich unabhängig beraten zu lassen,
wird in vielen Beratungsgesprächen
immer wieder deutlich.
Auch im Neubaubereich und hier
gerade im Hinblick auf den Niedrighaus-
standard besteht ein großes
Informationsdefizit seitens der
VerbraucherInnen. Die Unsicherheit,
welche Systeme optimale Anwendung
garantieren, ist in den Beratungen
deutlich zu spüren. Die Notwendigkeit
energie- und umweltbewusst bei der
Auswahl der zukünftigen Heizungsanla-
ge vorzugehen, ist zwar vielen
VerbraucherInnen klar, doch wird es
zunehmend schwieriger sich im
Dschungel von Werbeversprechungen
und Verordnungen zurechtzufinden.
Eine unabhängige Information durch die
Energieberater hinsichtlich verschiede-
ner Ausführungs- und Qualitäts-
merkmale der neuen Heizkessel-
generationen, Wärmepumpen oder
Lüftungssysteme und deren Einspar-
potenziale wird von den VerbraucherIn-
nen mehr genutzt als in den Vorjahren.
Die Gas-Brennwerttechnik, die im
städtischen Raum mit seinem gut
ausgebauten Gasversorgungsnetz
immer wieder nachgefragt wird, hat sich
immer noch nicht vorbehaltlos am Markt
durchgesetzt. Funktionsweise, Bedin-
gungen an den Aufstellort, Einspar-
möglichkeiten usw. sind offene Fragen
in diesem Zusammenhang. Zudem
muss der Skepsis, verbreitet durch
Handwerker und Schornsteinfeger,
entgegen getreten werden. In Bezug auf
die Amortisation der Mehrkosten gegen-
über konventioneller Niedertemperatur-
technik besteht für viele
VerbraucherInnen erhöhter Klärungs-
bedarf.
In diesem Zusammenhang wird auch
verstärkt auf die CO2-Minderungs-
programme des Bundes, abgewickelt
über die Kreditanstalt für Wiederaufbau
(KfW) hingewiesen.

Ebenso wird über länderspezifische
Förderprogramme informiert.
Auch in diesem Jahr beteiligte sich die
Energieberatung wieder an der HAFA.
Die Resonanz einer solchen Messe-
beteiligung, mit entsprechender Presse-
begleitung und Information, ist über-
durchschnittlich groß. Hier war die
Heizungsmodernisierung ein intensives
Thema, aber auch im Bereich regenera-
tiver Energien ist ein erhöhtes
Informationsbedürfnis der
VerbraucherInnen festzustellen.

Wärmedämmung

Der Bereich Wärmedämmung im
Bereich Neu- und Altbau ist eindeutig
als ein weiterer Schwerpunkt innerhalb
der Beratungstätigkeit der Energieein-
sparberatung anzusehen. Durch den
Übergang von der Wärmeschutz-
verordnung (WSVO) zur Energieein-
sparverordnung (EnEV) kam es zu
erhöhtem Infor-mationsbedürfnis hin-
sichtlich der Änderungen und Neuerun-
gen im Gebäudebestand. Großes
Interesse von Verbraucherseite besteht
weiterhin am CO² Gebäudesanierungs-
programm der KfW. Auch bau-
physikalische Besonderheiten im
Zusammenhang mit der Luftdichtigkeit
der Gebäudehülle sind Bestandteil der
Beratungsgespräche. Mehr und mehr
kann hier durch entsprechende Bera-
tung über die technischen Möglichkeiten
der Qualitätssicherung, z.B. Blower-
Door-Test und Thermografie, eine
Verbesserung der Ausführung vor Ort
erzielt werden.
Das Interesse der VerbraucherInnen
liegt auch immer noch bei den unter-
schiedlichen Eigenschaften der Dämm-
materialien im Bezug auf Gesundheits-
und Umweltaspekte.
Die Fortentwicklung der Mineralwoll-
produkte (KI 40, Biolöslichkeit) hat in
diesem Bereich der Dämmprodukte
sehr zur Entspannung beigetragen;
jedoch liegt ein erhöhtes Risiko vor,
wenn - wie vielfach gewollt - Dach-
sanierungen vorgenommen werden und
alte Dämm-materialien entsprechen
entsorgt werden müssen.
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Energiefresser gesucht

Unterstützt durch Pressemitteilungen
wird ein durchgehendes Verbraucher-
interesse an diesem Thema im
Beratungsalltag deutlich. Ob es Unstim-
migkeiten mit den jeweiligen Energie-
versorgungsunternehmen sind oder das
Energielabel bei verschiedenen
Haushaltsgroßgeräten, alle diese
Fragen können bei der anschließenden
Auswertung der von den
VerbraucherInnen ermittelten Werte
behandelt werden.
Messgerät, Energiecheckkarte und
Beratungsgespräch bieten den
VerbraucherInnen eine hervorragende
Möglichkeit der Einsicht in die Frage -
Wieso, Wofür und Wann verbrauche ich
Strom und wie kann ich durch mögliche
Zusatzgeräte Einsparpotenziale gewin-
nen.
Zusätzlich ist durch die Liberalisierung
des Strommarktes die Stromeinsparung
bzw. Stromerzeugung ein Beratungs-
schwerpunkt.

Unterstützend wirkte sich aus, dass der
örtliche Versorger ein eigenes
Förderprogramm zur solaren
Brauchwasserbereitung vorhält. Zudem
bewegt sich die Bremer Solarinitiative,
in der die Verbraucherzentrale Bremen
Mitglied ist, sehr aktiv am Markt .
Flankierend wird vom Bremer Umwelt-
senator der Bereich regenerative
Energien unterstützt.
Im Vordergrund der Nachfrage hinsicht-
lich der Einsatzmöglichkeiten von
regenerativen Energien war die der
solaren Brauchwasserbereitung, ver-
stärkt auch in Verbindung mit einer
heizungsunterstützenden Variante.
Aufgrund der guten derzeitigen
Fördermöglichkeiten ließ sich auch eine
Vielzahl an Beratungsgesprächen
hinsichtlich der Nutzung der Photovolta-
ik durchführen. Das Interesse zu
Pelletsheizungen, Blockheizkraftwerk
(BHKW)-Anlagen und Wärmepumpen-
systemen ist spürbar. Insgesamt konnte
die Nachfrage durch die Zentralisierung
des Themas deutlich gesteigert werden.
Sichtbar wird allerdings auch, dass nur
durch gezielte Aktionen entsprechende
zusätzliche Aufmerksamkeit erzielt
werden kann, da das Informationsdefizit
der VerbraucherInnen in Sachen moder-
ner Technologien immens ist.
Eine kontinuierliche Fortführung dieses
Beratungsschwerpunktes, werbewirk-
sam unterstützt, wird mit Sicherheit
dazu beitragen, den Anteil der genutz-
ten regenerativen Energien im Privat-
bereich zu steigern.

Regenerative Energien

Zum ersten Mal wurde in Bremen eine
Messe alleine nur mit dem Thema
"Solar"  durchgeführt. Diese ergänzte
den Schwerpunkt regenerative Energien
bei der Beratung optimal. An vier
aufeinander folgenden Tagen wurden
mit einer Vielzahl an Angeboten
VerbraucherInnen animiert, die Messe
zu besuchen. Die Energieberatung
präsentierte sich mit einem Stand und
vervollständigte mit einigen Vorträgen
das Rahmenprogramm des Veranstal-
ters. Das Auslaufen des 100.000-
Dächerprogrammes erzeugte hinsicht-
lich der Photovoltaik verstärkten
Informationsbedarf.

Presseartikel zum Thema
Energie

siehe
Presseartikel
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Weser-Kurier, 06.03.2003
Solarenergie

Weser-Kurier, 20.11.2003
Energie-Check
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Weser-Kurier, 30.10.2003
Energieberatung
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Weser-Kurier, 28.11.2003
Strompreiserhöhung



Energie
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Weser-Kurier, 19.12.2003
Strompreise
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Weser-Kurier, 19.12.2003
Strompreise
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Weser-Kurier, 25.01.2003
40 Jahre Verbraucherzentrale
Bremerhaven

Nordsee-Zeitung, 25.01.2003
40 Jahre Verbraucherzentrale
Bremerhaven
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Einige Publikationen der
Verbraucherzentrale Bremen



Publikationen
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Mitgliederversammlung

Vorstand
Vorsitz:

Jörn Diers, Arbeitnehmerkammer

Stellvertretender Vorsitz:
Dr. Mario Domann-Käse, SPD

Mitglieder des Vorstandes:
Wiebke Baustian, CDU
Gunthild Meyer, DHB

Klaus Möhle, Bündnis 90/Die Grünen

Geschäftsführung
Irmgard CzarneckiBetriebsrat

Arno Gottschalk

Abteilung
Verbraucherrecht:
Dr. Lovis Wambach
Gaby Zeugner

Abteilung
Finanzdienstleistung/
Bauen:
Arno Gottschalk
Birgit Funke
Gaby Zeugner
Yalcin Sahinogullari
Honorarberater

Abteilung
Ernährung:
Theodora Plate
Regina Aschmann
Gertraud Huisinga
Monika Moritz
Karin Böker

Abteilung
Energie:
Raymond Krieger (Honorarb.)
Manfred Heuer (Honorarb.)
Ansgar Wissmann (Honorarb.)Abteilung

Infrastruktur:
Yalcin Sahinogullari
Brigitte Tjarks

Infozentrum:
Brigitte Klinkerfuß

Beratungsstelle Bremerhaven: 
Barbara Kratz, Ursula Witting

Organisation
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Einnahme-Entwicklung 1995 - 2003
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                        Etat für das Haushaltsjahr 2003

1. Ist - Einnahmen

1.1. Bundesminister f. Verbraucherschutz, Ernährung u. Landwirtschaf 103.668 €                

1.2. Senator f. W irtschaft Bremen

Institutionelle Zuwendung 278.583 €                

Zuwendung der Ernährungsberatung 100.794 €                

1.3. Sonderprojekt Ernährungsberatung 127.823 €                

1.4. Zuwendung des Magistrats der Stadt Bremerhaven 29.300 €                 

1.5. vzbv Gemeinkosten Energieberatung 9.807 €                   

1.6. vzbv Projekte 22.205 €                 

1.7. Eigeneinnahmen / Sonstige 169.812 €                

Summe der Ist - Einnahmen 841.992 €             

2. Ist - Ausgaben

2.1. Personalausgaben 616.490 €                

2.2. Sachausgaben

2.2.1. Geschäftsbedarf 16.570 €                 

2.2.2. Sonderprojekt Ernährungsberatung 25.672 €                 

2.2.3. Sonderprojekt Fit Kid

2.2.4. Post- und Fernmeldegebühren 14.476 €                 

2.2.5. Geräte / Ausstattung 31.331 €                 

2.2.6. Bewirtschaftung der Räume 13.760 €                 

2.2.7. Mieten 53.745 €                 

2.2.8. Rechts- und Beratungskosten 23.828 €                 

2.2.9. Reisekosten / Fortbildung 6.736 €                   

2.2.10. Veranstaltungen / Veröffentlichungen 10.486 €                 

2.2.11. Eigene Publikationen

2.2.12. Infothekkosten / Ratgebereinkauf / Ausstellungen 20.011 €                 

2.2.13. Nicht aufteilbare Verwaltungskosten 2.859 €                   

2.2.14. Mitgliedsbeiträge 728 €                      

Summe der Sachausgaben 220.202 €                

Summe der Ist - Ausgaben 836.692 €             

Jahresabschluß
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Beratungsinhalte 2003

Verbraucherrecht
14%

Energie
23%

Ernährung
24%

Finanzdienstleistungen, Bauen
39%

Beratungsinhalte 2003

Finanzdienstleistungen, Bauen 9.967
Verbraucherrecht 3.407
Energie 5.721
Ernährung 6.019

Gesamt 25.114
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Beratungsformen 2003

Fachauskünfte
51%

Persönliche Beratung
12%

Telefonische Beratung
14%

Infozentrum
7%

TeilnehmerInnen/Vorträge
2%

BesucherInnen/Ausstellungen
14%

Beratungsformen 2003

Persönliche Beratung 11.462
Telefonische Beratung 13.652
Gesamt Beratungen 25.114

davon kostenbefreit 98
Infozentrum 6.967
TeilnehmerInnen/Vorträge 1.971
BesucherInnen/Ausstellungen 13.192
Fachauskünfte 48.421

Gesamt 95.665
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Registrierte Anrufe auf dem
zentralen Anrufbeantworter in
2003

a) ganzes Jahr
b) Monat Oktober
c) eine Woche
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Satzung der Verbraucher-Zentrale des Landes Bremen e.V.

§ 1
Name

Der Verein führt den Namen „Verbraucher-Zentrale des Landes Bremen e.V.“.

§ 2
Sitz

(1) Der Verein hat seinen Sitz in Bremen und ist im Vereinsregister eingetragen. Die Tätigkeit der Verbraucher-
Zentrale erstreckt sich auf das Land Bremen.

§ 3
Zweck und Ziel

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts
„steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung durch sein Wirken für das wirtschaftliche und
gesundheitliche Allgemeinwohl der Verbraucher.

(2) Die Verbraucher-Zentrale hat die Aufgabe, in der Öffentlichkeit und gegenüber Gesetzgebung, Verwaltung,
Rechtsprechung, Anbietern und Wirtschaftsorganisationen auf nationaler und europäischer Ebene die
Interessen und die Rechte der Verbraucher im einzelnen und allgemeinen zu vertreten.

Insbesondere tritt sie ein, um die wirtschaftlichen Interessen der Verbraucher, ihre Gesundheit und die Umwelt
zu schützen.

Sie setzt sich das Ziel, die Selbsthilfe der Verbraucher durch Verbraucherinformation, Verbraucherberatung
und Verbraucherbildung zu stützen und zu fördern.

Somit ist sie ein eigenständiges verbraucherorientiertes Instrument in der Sozialen Marktwirtschaft.

(3) Diese Aufgaben werden erfüllt durch die Schaffung geeigneter Einrichtungen, die der objektiven Unterrichtung
und Unterstützung der Verbraucher dienen, insbesondere durch örtliche Beratungsstellen.

(4) Der Verein ist parteipolitisch und konfessionell unabhängig. Er ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster
Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

(5) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen  Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten
keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.
Der Verein darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigen.
Sämtliche Ämter sind Ehrenämter.

(6) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Zwecks fällt das Vermögen
des Vereins an das Land Bremen zur Verwendung für gemeinnützige Zwecke im Sinne des  § 3 dieser
Satzung.
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§ 4
Mitgliedschaft

(1) Mitglieder des Vereins können werden

a) Verbraucherorganisationen und sonstige Verbände und Vereinigungen sowie Organisationen, zu deren
wesentlichen Aufgaben die Wahrnehmung von Verbraucherinteressen gehören.

b) Gewerkschaftliche Dachorganisationen auf örtlicher Ebene.

c) Die Landesverbände der in der Bremischen Bürgerschaft (Landtag) vertretenen politischen Parteien.

d) Die auf Landesebene tätigen öffentlich-rechtlichen Kammern, soweit zu deren wesentlichen Aufgaben
die Wahrnehmung von Verbraucherinteressen gehört.

(2) Verbraucher (natürliche Personen) können Fördermitglied werden. Sie nehmen an der Mitgliederversammlung
mit beratender Stimme teil.

(3) Über den Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand. Lehnt er die Aufnahme ab, so ist der Antragsteller
schriftlich zu bescheiden. Gegen diesen Bescheid kann innerhalb von 2 Wochen nach Empfang des
ablehnenden Bescheides Einspruch eingelegt werden. Der Vorstand ist dann verpflichtet auf der nächsten
Mitgliederversammlung den Antrag zur Entscheidung vorzulegen.

§ 5
Pflichten der Mitglieder

Die Mitglieder sind verpflichtet:

a) die Vereinszwecke zu fördern und für den Erhalt der Verbraucher-Zentrale einzutreten.

b) die festgesetzten Beiträge zu entrichten.

§ 6
Austritt und Ausschluß

(1) Der Austritt aus dem Verein ist zum Schluß jedes Geschäftsjahres zulässig. Er muß spätestens drei Monate
vor Ablauf des Geschäftsjahres dem Vorstand schriftlich erklärt werden.

(2) Ein Mitglied kann durch den Vorstand aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn es gegen die Interessen
des Vereins verstößt. Vor der Beschlußfassung ist dem Mitglied Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.
der Beschluß des Vorstandes ist dem Mitglied mit einer Begründung zuzustellen. Gegen den Beschluß kann
das Mitglied Einspruch einlegen. Über den Einspruch entscheidet die nächste Mitgliederversammlung.

§ 7
Geschäftsjahr

Geschäftsjahr ist das Haushaltsjahr der öffentlichen Verwaltung.
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§ 8
Organe

Der Verein hat folgende Organe:

a) die Mitgliederversammlung

b) den Vorstand

c) die Geschäftsführung

§ 9
Mitgliederversammlung

(1) In die Mitgliederversammlung entsenden die Mitgliedsorganisationen nach Möglichkeit für die Dauer von
mindestens 4 Jahren zwei stimmberechtigte Delegierte.

(2) Ist eine Mitgliedsorganisation nur durch 1 Delegierte/n vertreten verfügt diese/r über 2 Stimmen.
Die Vertretung einer Mitgliederorganisation durch eine andere ist mit schriftlicher Vollmacht möglich.

(3) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitgliedsorganisationen
vertreten sind.

(4) Beschlüsse werden, sofern diese Satzung nichts anderes vorschreibt, mit einfacher Mehrheit gefasst. Bei
Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt.
Stimmenthaltung gilt als Ablehnung.

(5) Satzungsänderungen bedürfen einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der anwesenden Stimmen.

(6) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer zu diesem Zweck besonders einberufenen Mitgliederversammlung
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der stimmberechtigten Delegierten beschlossen werden. Im Falle der
Beschlussunfähigkeit ist innerhalb von vier Wochen eine neue Mitgliederversammlung mit derselben
Tagesordnung einzuberufen, die ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Delegierten die Auflösung
mit einfacher Stimmenmehrheit beschließen kann.

(7) Die Vorstandsmitglieder nehmen an der Mitgliederversammlung mit beratender Stimme teil. Wenn Delegierte
zu Vorstandsmitgliedern gewählt worden sind, entsendet die betroffene Organisation zusätzliche Delegierte.

(8) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand durch schriftliche Einladung unter Bekanntgabe der
Tagesordnung grundsätzlich mit einer Frist von 4Wochen einberufen.
Sie findet mindestens einmal im Jahr statt im übrigen auf schriftlichen Antrag von mindestens einem Viertel
der Mitgliedsorganisationen.

Anträge gemäß § 10(i) sind spätestens 2 Wochen vor der Mitgliederversammlung schriftlich bei der
Verbraucher-Zentrale einzureichen. Anträge, die nach Fristablauf eingehen, aber eilbedürftig sind, müssen
behandelt werden, wenn dies von mindestens einem Viertel der stimmberechtigten Anwesenden verlangt
wird.

(9) Eine gemäß Absatz 8 Satz 2 beantragte Mitgliederversammlung ist spätestens vier Wochen nach
Antragstellung durchzuführen.

(10) Beschlüsse der Mitgliederversammlung sind in einem Protokoll niederzulegen, das von dem/der
Schriftführer/in und dem/der Vorsitzenden oder seinem/ihrer Stellvertreter/in zu unterzeichnen ist.



§ 10
Aufgaben der Mitgliederversammlung

Die Mitgliederversammlung hat insbesondere folgende Aufgaben:

a) Wahl der Vorstandsmitglieder

b) Abwahl der Vorstandsmitglieder

c) Festsetzung des Mitgliedsbeitrages sowie des Fördermitgliedsbeitrages

d) Beratung und Beschlussfassung über den dem Drittmittelgeber vorzulegenden
Wirtschaftsplan-Entwurf

e) Wahl von zwei Rechnungsprüfern/innen und zwei Vertreter/innen. Alle zwei Jahre wird ein/e
neuer/e Rechnungsprüfer/in und ein/e Vertreter/in gewählt (siehe § 11).

f) Entgegennahme und Beratung des Geschäftsberichts des Vorstands sowie der Geschäftsführung

g) Entlastung des Vorstandes

h) Entlastung der Geschäftsführung

i) Beschlussfassung  über eingegangene Anträge. Antragsberechtigt sind die
Mitgliedsorganisationen sowie auch einzelne Mitglieder des Vorstandes.

k) Bildung einer Auswahlkommission zur Einstellung der/des GeschäftsführerIn, der zwei bis drei
Vorstandspersonen und zwei bis drei Delegierte angehören, die aus der Zahl der
Bewerber/innen Kandidaten/innen auswählt und dem Vorstand vorschlägt.

l) Bestätigung der Bestellung der Geschäftsführung

m) Beschlussfassung über den Ausschluss eines Mitgliedes

n) Genehmigung des Erwerbs, der Veräußerung und der dinglichen Belastung von
Grundeigentum und der Aufnahme von Darlehen

o) Änderung der Satzung

p) Auflösung des Vereins.

§ 11
Rechnungsprüfung

(1) Die /der Rechnungsprüfer /in werden durch Beschluss der Mitgliederversammlung auf 4 Jahre gewählt.
Eine Wiederwahl ist zulässig.

(2) Die/der Rechnungsprüfer/in sollen aus verschiedenen Mitgliedsorganisationen kommen.

(3) Die/der Rechnungsprüfer/in sind verpflichtet, in jedem Kalenderhalbjahr eine Prüfung des Rechnungswesens
des Vereins vorzunehmen und nach Abschluss des Kalenderjahres der Mitgliederversammlung darüber
einen schriftlichen Bericht vorzulegen.

(4) Bei festgestellten Unregelmäßigkeiten hat die/der Rechnungsprüfer/in ein eigenständiges Recht eine
Mitgliederversammlung einzuberufen.
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§ 12
Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus bis zu 7 Mitgliedern, die aus mindestens drei Mitgliedsorganisationen kommen
sollen.
Der Vorstand wählt aus seiner Mitte eine/n Vorsitzende/n und eine/n stellvertretende/n Vorsitzende/n, von
denen eine/r ihren/seinen Wohnsitz oder Arbeitsplatz in Bremerhaven haben soll, eine/n Schatzmeister/in
sowie eine/n Schriftführer/in.

(2) Die Vorstandsmitglieder werden durch Beschluss der Mitgliederversammlung auf 4 Jahre gewählt. Eine
Wiederwahl ist zulässig.
Bis zur Wahl der Nachfolger/innen führen die Vorstandsmitglieder die Geschäfte weiter.

(3) Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich bei allen Geschäften im Sinne des § 26(2) BGB von der/dem
Vorsitzenden und ihrer/seinem Stellvertreter/in, bei deren/dessen Verhinderung von anderen
Vorstandsmitgliedern vertreten. Die Tatsache der Verhinderung braucht nicht nachgewiesen werden.

In den Angelegenheiten die in der Geschäftsordnung geregelt sind, wird der Verein durch die Geschäftsführung
vertreten.

(4) Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung.
Die Geschäftsordnung ist nicht Bestandteil der Satzung
Die Geschäftsordnung wird durch die Mitgliederversammlung bestätigt.

(5) Besondere Aufgaben des Vorstands sind:

a) Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins, soweit sie nicht durch die Geschäftsordnung
einem anderen Organ übertragen sind.

b) Einstellung und Entlassung des/der Geschäftsführers/in
c) Aufstellung eines Wirtschaftsplanes

d) Erstellung des jährlichen Geschäftsberichts.

§ 13
Geschäftsführung

Die Geschäfte der Verbraucher-Zentrale werden nach der vom Vorstand aufgestellten Geschäftsordnung durch
eine/n Geschäftsführer/in geführt.

Bremen im September 95
Geänderte Fassung Mai 2000
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